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ser nördlichen Bezirke des ehemaligen
Burgenlandes.“6

Im Burgenland blieb man nicht untätig
und reagierte mit der am 11. Mai 1945
vollzogenen Umwandlung des „proviso-
rischen Landeskomitees“ in einen „pro-
visorischen Landesausschuss“, der sich
aus drei Sozialdemokraten, drei Christ-
lichsozialen und zwei Kommunisten zu-
sammensetzte: auf Seite der KPÖ waren
dies die aus dem Mattersburger Bezirk
stammenden Michael Pinter und Franz
Michalitsch7 – Vinzenz Böröcz befand
sich zu diesem Zeitpunkt noch als abrüs -
tender Wehrmachtssoldat in Deutsch-
land, Otto Mödlagl in Wien, wo er an
führender Stelle am Wiederaufbau der
niederösterreichischen Landesverwal-
tung mitarbeitete. Dieser „provisorische
Landesausschuss“ fungierte nun faktisch
als erste Landesregierung des Bur-
genlandes und setzte neben Maßnahmen
auf dem Gebiet der Ernährung, der
 Sicherheitspolitik und des Gesundheits-
wesens auch Schritte zur Wiederherstel-
lung der burgenländischen Landeshoheit,
indem etwa eine entsprechende Resoluti-
on an die provisorische Regierung Ren-
ner übermittelt wurde. Nachdem im
„Verfassungsgesetz über die vorläufige
Einrichtung der Republik Österreich“
vom 1. Mai 1945 das Burgenland noch
zwischen Niederösterreich und der Stei-
ermark aufgeteilt geblieben war und
auch Renner anfängliche Sympathien für
eine derartige Lösung gezeigt hatte, ge-
lang es den Vertretern der Idee von Bur-
genland II durch beharrliches Lobbying
und die Mobilisierung der lokalen Be-
völkerung, die Wiedererrichtung des
Burgenlandes zu erreichen. Zu seiner
staatsrechtlichen Kodifizierung sollte
dies am 29. August 1945 durch das als
„Burgenlandgesetz“ bezeichnete Bun-
desverfassungsgesetz führen, in wel-
chem das Burgenland mit Wirkung vom
1. Oktober 1945 als selbstständiges Bun-
desland konstituiert wurde. Zu diesem
Zeitpunkt befanden sich mit Mödlagl
und Böröcz die beiden bestimmenden
Akteure der burgenländischen KPÖ be-

den Passagen bei Manfred Mugrauer
verwiesen werden.3

Die zweite burgenländische
Stunde Null

Eine sachliche Vorbemerkung er-
scheint angebracht, war doch die Grün-
dungsgeschichte von Burgenland II, also
die Wiedererrichtung des von den Natio-
nalsozialisten auf die Reichsgaue Nie-
derdonau und Steiermark aufgeteilten
Landes, keineswegs frei von politischen
Friktionen. Als sich auf Einladung des
früheren christlichsozialen Landesrats
Lorenz Karall am 11. April 1945 in Mat-
tersburg ein aus Persönlichkeiten aus
dem politischen Leben vor dem Hitler-
Faschismus gebildetes „provisorisches
Landeskomitee“ des Burgenlandes kon-
stituierte,4 waren die Kämpfe um die Be-
freiung Wiens durch die Rote Armee
noch voll im Gange. Nach der bedin-
gungslosen Kapitulation Hitler-Deutsch-
lands wiederum wurden bald Stimmen
laut, die für eine Beibehaltung des Status
quo und damit für die Aufteilung des
Burgenlandes auf Niederösterreich im
Norden (Bezirke Neusiedl, Eisenstadt,
Mattersburg, Oberpullendorf) bzw. die
Steiermark im Landessüden (Bezirke
Oberwart, Güssing, Jennersdorf) votier-
ten. Insbesondere aus Niederösterreich
wurde eine derartige Lösung propagiert,
allen voran von Oskar Helmer, dem pro-
visorischen Landeshauptmann-Stellver-
treter der SPÖ. Helmer sprach sich „im
paternalistischen Bestreben und unter
einleitender Verdrehung historischer Ge-
gebenheiten“, wie es Widder formuliert,5

mit Nachdruck für eine niederöster-
reichisch-steirische Lösung der Burgen-
landfrage aus: „Die Leitha ist kein
Grenzfluß und war niemals einer. Das
nördliche Burgenland strebte immer in
der Zielrichtung Wien, Wr. Neustadt,
dort war sein natürlicher Absatzmarkt.
Nun sind wir zu einer besonders engen
Schicksalsgemeinschaft zusammen -
geschweißt. Ich glaube, wir sollen es
auch für alle Zukunft bleiben im Interes-
se des Landes und der Bevölkerung die-

Z
wei Gesetzgebungsperioden, von
1945 bis 1949 sowie von 1953 bis
1956, waren Kommunisten mit

 jeweils einem Mandat im burgenländi-
schen Landtag vertreten. Die Kommuni-
stische Partei Österreichs bzw. die von
ihr maßgeblich mitgetragene Volks -
opposition, unter deren Dach sie 1953
für Nationalrat und Landtag kandidiert
hat, ist vor diesem Hintergrund für die
parlamentarische Frühzeit der Zweiten
Republik auf dem Gebiet des Burgenlan-
des nicht wegzudenken. Ungeachtet des-
sen ist eine entsprechende historische
Darstellung bislang ausgeblieben, was
auf Seiten der „offiziösen“ burgenländi-
schen Landeshistoriographie unschwer
mit unverhohlenen antikommunistischen
Ressentiments und dem erkennbaren
Kalkül, die Partei und ihre Verdienste
möglichst aus dem wissenschaftlichen
Diskurs zu verbannen,1 erklärbar er-
scheint. Für die eigene, parteiinterne
bzw. der Partei und ihrem intellektuellen
Umfeld entstammende Geschichtsschrei-
bung konstatiert Hans Hautmann in sei-
nem richtungsweisenden Beitrag zur par-
lamentarischen Arbeit der KPÖ im Na-
tionalrat wiederum „eigene Versäumnis-
se“,2 ehe die Serie an Wahlerfolgen der
steirischen Kommunisten im 21. Jahr-
hundert und ihre abermalige Veranke-
rung auf kommunalpolitischer und Land-
tags-Ebene die Tätigkeit der KPÖ in den
Anfangsjahrzehnten der Zweiten Repu-
blik wieder in den Fokus rückten. Es soll
im Folgenden nun an den bereits er-
wähnten Aufsatz von Hautmann ange-
knüpft und in gewissermaßen logischer
Entsprechung der Gang vom Allgemei-
nen zum Besonderen und damit der
Schritt weg vom Wiener Parlament hin
zum Landtag in Eisenstadt gemacht wer-
den. Hinsichtlich der übergeordneten
theoretischen Konzeption der KPÖ und
ihrer spezifisch marxistischen Parla-
mentstaktik kann nochmals auf die Aus-
führungen von Hautmann, für die Frage
der antifaschistisch-demokratischen Per-
spektive der KPÖ und ihrer Etappenkon-
zeption nach 1945 auf die entsprechen-

Die KPÖ im burgenländischen Landtag
Martin Krenn Bruno Böröcz zum 70. Geburtstag
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reits wieder im Land. In dem auf Grund-
lage des Burgenlandgesetzes beschickten
„provisorischen Landesausschuss“ des
Burgenlandes, der ersten tatsächlichen,
auch formell anerkannten Landesregie-
rung nach Kriegsende, nahmen sie ent-
scheidende Positionen ein: Mödlagl als
zweiter Landeshauptmann-Stellvertreter
des provisorischen Landeshauptmanns
Ludwig Leser (SPÖ), Böröcz als Landes-
rat für Ernährungsfragen. 

Wahlergebnisse

Die erste freie Landtagswahl im Bur-
genland nach über 15 Jahren – das letzte
Mal wurde am 9. November 1930 zur
Wahlurne geschritten – brachte an die-
sem 25. November 1945 der burgenlän-
dischen Kommunistischen Partei unter
ihrem Spitzenkandidaten Otto Mödlagl
zum ersten Mal in ihrer Geschichte einen
Sitz im 32-köpfigen burgenländischen
Landtag: Bei einer Wahlbeteiligung von
knapp über 96 Prozent konnte die ÖVP
die absolute Mehrheit erringen (51,82
Prozent, 17 Landtagsmandate), während
sich die SPÖ mit 44,91 Prozent (14 Land-
tagsmandate) begnügen musste.8 Auf die
KPÖ, die zum zweiten Mal nach 1930
landesweit kandidierte – damals hatte sie
in starker Konkurrenz zum Heimatblock
bzw. der ebenso erstmalig kandidieren-
den NSDAP (Hitlerbewegung) immerhin
562 Stimmen oder 0,42 Prozent erhalten
–, entfielen 3,26 Prozent oder 4.291
Stimmen, was ein Mandat bedeutete.9

Dieses Mandat konnte bei der Wahl
zur VI. Gesetzgebungsperiode des bur-
genländischen Landtags am 9. Oktober
1949 jedoch nicht verteidigt werden. Die
KPÖ, gemeinsam mit den Linkssozialis -
ten unter dem Namen Linksblock an -
getreten, vermochte unter ihrem nun-
mehrigen Spitzenkandidaten im Burgen-
land, Vinzenz Böröcz, zwar landesweit
493 Stimmen hinzu zu gewinnen, verlor
aber aufgrund der signifikanten Steige-
rung der Gesamtzahl der Wahlberechtig-
ten (knapp 170.000 im Vergleich zu
137.000 im Jahr 1945) durch Rückkehrer
aus der Kriegsgefangenschaft sowie die
Wiederverleihung des Wahlrechtes für
minderbelastete Nationalsozialisten hin-
sichtlich ihres relativen Anteils (minus
0,35 Prozent).10 Ihre 4.784 Stimmen be-
deuteten einen Anteil von 2,91 Prozent
der Stimmen, womit der Einzug in den
Landtag knapp verfehlt wurde. Mit ein
Grund war zudem das erstmalige Antre-
ten einer Partei des dritten Lagers, des
unter dem Listennamen Wahlpartei der
Unabhängigen (WdU) angetretenen Ver-
band der Unabhängigen (VdU), der auf

bislang letzten Mal im burgenländischen
Landtag vertreten sein. Die Landtags-
wahlen vom 13. Mai 1956 – nach Abzug
der sowjetischen Truppen im Gefolge
des Staatsvertrages, jedoch vor dem so
genannten „Volksaufstand“ in Ungarn
vom anschließenden Oktober – fügten
der Partei eine herbe Wahlniederlage zu:
sie verlor 2.263 Stimmen und fiel mit ei-
nem Ergebnis von 3.123 Stimmen deut-
lich unter 2 Prozent (1,89 Prozent). Da-
mit wurde der Wiedereinzug in den
Landtag klar verfehlt. Auf der anderen
Seite begann sich der Aufsteig der SPÖ
zur dominierenden Kraft im Burgenland
abzuzeichen; konnten doch die Sozialde-
mokraten ihr Ergebnis neuerlich steigern
und ihren Rückstand auf die ÖVP bei 46
Prozent Stimmenanteil auf knapp 5.300
Stimmen verringern.

Bei den Landtagswahlen vom 10. April
1960 erreichte die KPÖ schließlich letzt-
malig ein Ergebnis über ein Prozent
Stimmenanteil: 1.772 Stimmen (minus
1.351) bedeuteten einen Anteil von 1,09
Prozent. Seit mittlerweile mehr als einem
halben Jahrhundert spielt die Partei – un-
geachtet eines auf niedrigem Niveau zu
konstatierenden partiellen Aufschwungs
in den 1980er Jahren – in wahlpolitischer
Hinsicht keine Rolle mehr.

Die KPÖ-Abgeordneten: Otto
Mödlagl und Vinzenz Böröcz

Bei den beiden Landtagsabgeordneten
der burgenländischen KPÖ handelt es
sich um durchaus große Namen der kom-
munistischen Bewegung im Burgenland
wie in Österreich. Vor dem Hintergrund
der Vita Vinzenz Böröcz’, von 1946 bis
1981 Parteiobmann der burgenländi-
schen KPÖ, erscheint der Lebensweg
Mödlagls weitaus weniger bekannt. Dies
mag auf der einen Seite dem relativen
frühen Ausscheiden Mödlagls aus seinen
politischen Funktionen in der Öffentlich-
keit geschuldet sein, während im Fall
von Vinzenz Böröcz eine bis zu seinem
Tod anhaltende, auch nach außen wirk-
same politische Aktivität (in seinem letz-
ten Lebensabschnitt als gefragter Zeit-
zeuge an burgenländischen Schulen
 sowie als Funktionär des burgenländi-
schen KZ-Verbandes) festzustellen ist.
Zudem hat Böröcz mit der Niederschrift
seines umfangreichen Memoirenwerkes
(„Kampf um Boden und Freiheit. Wo das
Land den Esterházys gehörte“, 1994) ein
spannendes wie seither vielzitiertes
Zeugnis zur burgenländischen Zeit -
geschichte und zur burgenländischen
Parteigeschichte der KPÖ hinterlassen.
Dessen ungeachtet kann der im Ver-

Anhieb 3,85 Prozent der Stimmen (ca.
6.300) erhielt und sich somit den zuvor
von der KPÖ beschickten Landtagssitz
sichern konnte. Bemerkenswert bei die-
ser Landtagswahl 1949 ist zudem das
starke Abschneiden der ÖVP, die ihre
absolute Mehrheit nicht nur verteidigen,
sondern sogar ausbauen konnte (52,61
Prozent), während auf der anderen Seite
die SPÖ knapp 4 Prozent verlor und nun-
mehr bei 40,43 Prozent hielt. Es er-
scheint naheliegend, dass sich insbeson-
dere die ÖVP die Stimmen der „Ehema-
ligen“ im Burgenland sichern konnten:
„Auch wenn keine Wählerstromanalyse
im modernen Stil des 21. Jahrhunderts
diese These zu belegen vermag, ist den-
noch allein der prozentuelle Transfer
sehr augenfällig und für diese Vermu-
tung sehr nahe liegend.“11 Allein die bur-
genländische KPÖ verweigerte sich kon-
sequent der Stimmen von ehemaligen
Nationalsozialisten – und bekam dafür
am Wahltag die Rechnung präsentiert.

Die Landtagswahl vom 22. Februar
1953 brachte eine neuerliche Steigerung
des absoluten und dieses Mal auch relati-
ven Stimmenanteils der KPÖ, die in ei-
ner Bündniskandidatur unter dem Na-
men Wahlgemeinschaft österreichische
Volksopposition angetreten ist. Im Bur-
genland bildete die KPÖ in diesem
Bündnis, dem der formell im Jahr 1951
gegründete Bund der kleinen Landwirte,
die Linkssozialisten, die Demokratische
Union sowie die Nationale Liga an-
gehörten, die klar dominierende Kraft
und stellte mit Vinzenz Böröcz auch den
Spitzenkandidaten für die Landtagswahl.
Mit Erfolg: Während das bürgerliche La-
ger starke Einbußen verkraften und die
ÖVP mit dem Verlust ihrer absoluten
Mehrheit eine herbe Wahlniederlage ein-
stecken musste (minus 4,17 Prozent und
5.350 Stimmen), legte neben der SPÖ
auch die KPÖ/Volksopposition zu und
erkämpfte sich den Landtagssitz auf
Kos ten der ÖVP wieder zurück: die Par-
tei konnte ihr Ergebnis von 1949 um
nochmals 602 Stimmen steigern, was bei
ungefähr gleichbleibender Zahl der
Wahlberechtigten einem Anteil von 3,22
Prozent (plus 0,31 Prozent) entsprach.12

Nach Mödlagl im Jahr 1945 zog nun
Böröcz in den so genannten „Wild-
schweinsaal“ von Schloss Esterházy ein,
dem Tagungsort des burgenländischen
Landtages in Eisenstadt (das 1930 end-
gültig bezogene Landhaus wurde erst im
August 1955 von der sowjetischen
 Administration rückübereignet).

In dieser VII. Gesetzgebungsperiode
von 1953 bis 1956 sollte die KPÖ zum
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parteipolitischer Hinsicht wurde Möd-
lagl im Zuge massiver Konflikte, die
1945/46 innerhalb der burgenländischen
KPÖ ausgebrochen waren, von der poli-
tischen Nachwuchshoffnung Vinzenz
Böröcz abgelöst, der fortan das Amt des
Landesparteiobmanns bis in die 1980er
Jahre bekleidete und Mödlagl auch als
kommunistischer Mandatar im Landtag
nach der aus Sicht der KPÖ verlorenen
Periode 1949–1953 nachfolgte. Mödlagl
kehrte indes in seinen Zivilberuf zurück
und konzentrierte sich fortan auf seine
Tätigkeit als Betreiber eines Zivilinge-
nieursbüros in Wien, blieb aber weiter-
hin Mitglied der burgenländischen Lan-
desleitung der KPÖ.

Anders als Mödlagl entstammte
Böröcz18 einer Arbeiterfamilie aus dem
nordburgenländischen Breitenbrunn. Be-
reits während seiner Lehrzeit als Buch-
drucker schloss er sich der Sozialdemo-
kratischen Arbeiterjugend (SAJ) an; im
Zuge der Selbstaufgabe der sozialdemo-
kratischen Führung im Februar 1934 trat
auch er zur KPÖ über und wurde bald ihr
wichtigster Verbindungsmann für den
Neusiedler Bezirk. Nach mehrmalige
Verhaftungen und Gefängnisaufenthal-
ten in der Zeit des Austro- und Hitler-
 Faschismus wurde Böröcz schließlich
zur „Bewährungseinheit“ der Deutschen
Wehrmacht, der „Strafdivision 999“,
eingezogen, mit der er in Afrika und Ita-
lien kämpfte. Nach seiner Rückkehr ins
Burgenland Anfang Juni 1945, der ein
mehrwöchiger abenteuerlicher Fuß-
marsch aus Norddeutschland vorange-
gangen war, wurde er kommunistischer
Sekretär in der lokalen Land- und Forst-
arbeitergewerkschaft, Stadtrat in Eisen-
stadt (bis 1950) und Landesrat im „pro-
visorischen Landesausschuss“ des Bur-
genlandes. Während Mödlagl als Lan-
deshauptmann-Stellvertreter mit dem
operativen Tagesgeschäft nur nachge-
ordnet in Berührung kam, kümmerte sich
Böröcz um drängende Alltagsfragen wie
die Ernährungslage. Aufgrund der Not-
wendigkeit, eine funktionierende Le-
bensmittelversorgung und zentrale -ver-
teilung sicherzustellen, wurden die bur-
genländischen Kommunisten, allen vor-
an Böröcz, sodann „nicht selten als ‚Ent-
eigner‘ und ‚Requirierer‘ verflucht“.19

Im September 1945 vertrat er zudem das
Burgenland als Delegierter auf der ersten
Länderkonferenz in Wien. Nach gravie-
renden innerparteilichen Auseinander-
setzungen, die sich personell in einem
nicht mehr zu kittenden Bruch zwischen
Mödlagl und dem von Wien ins Burgen-
land entsandten Landesparteisekretär

Robert Rosak, einem Mann der Moskau-
er Politemigration und der Rückkehrer-
„Initiativgruppe“ vom April 1945 um Jo-
hann Koplenig und Ernst Fischer,20 ma-
nifestierte, wurde Mödlagl de facto ent-
machtet und im Einvernehmen mit Ko-
plenig durch Böröcz ersetzt – Koplenig
hatte nach Bekunden von Böröcz letzte-
rem zuvor geraten, „den Stier bei den
Hörnern zu packen“21 und die innerpartei-
liche Krise zu lösen. Auf dem Landespar-
teitag im Oktober 1946 übernahm Böröcz
schließlich nach einem im Übrigen ein-
stimmigen Votum auch formell die
Führung der burgenländischen Partei,22 in
deren Landesleitung nun neben Mödlagl
noch Hans Pointner, Josef Stranzl, Eugen
Schneider, Josef Beiglböck, Paul Koller,
Johann Lechner, Johann Wild, Susanna
Steiner, Hans Schreiber, Johann Paar und
Erich Schimmerl zu finden waren (mit
Ausnahme des Bernsteiners Beiglböck al-
lesamt aus den nördlichen Bezirken des
Burgenlandes). Seit 1948 war Böröcz
auch Mitglied im Zentralkomitee der Par-
tei, aus dem er erst im Jahr 1984 alters -
bedingt ausscheiden sollte. 

Zahlen und Themen 
zur Periode 1945-1949

Das im Oktober und November 1945
propagierte Wahlprogramm der KPÖ
nahm die wichtigsten von ihr im Landtag
behandelten Themen vorneweg: Siche-
rung der Lebensmittelversorgung, De-
mokratisierung des Staatsapparats und
der Gesellschaft, Amnestie-Frage und
immer wieder die Forderung nach
Durchführung der Bodenreform. Nach
den Wahlen vom 25. November 1945
und der Konstituierung des neuen Land-
tages am 13. Dezember 1945 oblag es

gleich zu Böröcz eine Generation ältere
Mödlagl als die zentrale politische Per-
sönlichkeit auf Seiten der KPÖ in den
 ersten Nachkriegsmonaten des Bur-
genlandes angesprochen werden. Eine
ausführliche biografische Skizze dieser
beiden Persönlichkeiten muss an dieser
Stelle unterbleiben, bleibt jedoch eine
nach wie vor wünschenswerte Forderung
an die burgenländische Landeshistorio-
graphie zum 20. Jahrhundert.

Mödlagl, geboren 1899 und damit ein
Kind des „Fin de siècle“, entstammte
 einer Wiener Beamtenfamilie und
schloss im Jahr 1924 sein Studium des
Bauingenieurwesens an der Technischen
Hochschule Wien erfolgreich ab.13 Von
einer frühen Politisierung zeugt sein
1921 erfolgter Beitritt zur KPÖ,14 die er
aber in der Folge wieder verließ. 1928
übersiedelte er ins Burgenland und sollte
bald Anschluss an die dortige Sozialde-
mokratie finden: bis 1934 wirkte er als
Gemeinderat von Neusiedl/See, ab 1930
war er zudem Mitglied der Landespartei-
leitung der SDAP. Im Gefolge des Fe-
bruars 1934 trat er als einer der promi-
nentesten Parteigänger der burgenländi-
schen SDAP jedoch zur KPÖ über, der er
fortan bis zu seinem Tod im Jahr 1975
angehören sollte. Nach der Befreiung
Wiens durch die Truppen der Roten Ar-
mee wurde er auf Wunsch der sowjeti-
schen Administration als Vertreter der
KPÖ für den Aufbau der niederöster-
reichischen Landesverwaltung einge-
setzt; seit 1. Mai 1945 bekleidete er sol-
cherart das Amt des provisorischen Lan-
deshauptmann-Stellvertreters von Nie-
derösterreich, wo er mit dem provisori-
schen Landeshauptmann Leopold Figl
und seinem SPÖ-Pendant Oskar Helmer
fortan die niederösterreichische „Dreiei-
nigkeit“15 bildete. Parallel hiezu fungier-
te er ab dem 4. Mai 1945 (und bis zum
20. Dezember 1945) als Unterstaatsse-
kretär in dem von Julius Raab geleiteten
Staatsamt für Öffentliche Bauten, Über-
gangswirtschaft und Wiederaufbau in
der Provisorischen Regierung Renner.16

Nach der verfassungsmäßigen Wiederer-
richtung des Burgenlandes mit 1. Okto-
ber 1945 wechselte er schließlich nach
Eisenstadt ins Amt des zweiten Landes-
hauptmann-Stellvertreters des Bur-
genlandes und wirkte fortan als linke
Hand des von Renner gestützten, im Bur-
genland selbst „eher geduldet denn freu-
dig akzeptiert(en)“17 provisorischen Lan-
deshauptmanns Leser (SPÖ). Diese
Funktion sollte er bis zur Wahl der ersten
burgenländischen Nachkriegs-Landesre-
gierung am 4. Jänner 1946 ausüben. In

Otto Mödlagl (1899–1974)
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Mödlagl als einzigem kommunistischen
Abgeordneten, sich zu nahezu jeder Ma-
terie zu äußern. Das von ihm behandelte
Themenspektrum war daher notgedrun-
gen äußerst breit und reichte von
grundsätzlichen Stellungnahmen zur Re-
gierungserklärung von Landeshaupt-
mann Karall (4. Januar 1946) über Fra-
gen der Ernährungslage (16. Februar
1946) und der Sportpolitik (15. April
1947) bis zur Neufassung des burgenlän-
dischen Jagdgesetzes (29. Juni 1949)
und, mithin die Quintessenz jeder Tages-
politik, der Budgetproblematik und da-
mit der konkreten Verwendung, Steue-
rung und Verteilung der vorhandenen
 Finanzmittel. Es vermag daher nicht zu
verwundern, dass Mödlagl mit seinen
insgesamt 19 Wortmeldungen der mit
Abstand aktivste Landtagsredner war:
Neben seinen beiden Ansprachen bei den
jährlich im Gedenken an die Befreiung
des Burgenlandes durch die Rote Armee
abgehaltenen Festsitzungen vom
13. April 1946 und 13. April 1948 (an-
lässlich der Festsitzungen 1947 und 1949
sprach er nicht) meldete er sich inhaltlich
17 Mal zu Wort, zudem stellte er drei
Anträge. Letztere bezogen sich auf die
Veranschlagung eines außerordentlichen
Unterstützungs-Betrages für die Opfer
des Faschismus in der Höhe von 2.000
Schilling (eingebracht am 25. September
1946) sowie in den übrigen beiden Fäl-
len auf die umgehende Durchführung der
Bodenreform (1946 und 1947, siehe ge-
sondert unten). Als Ein-Mann-Fraktion
ist zudem zu vermerken, dass Mödlagl
gemäß der Geschäftsordnung des Landta-
ges in keinen Ausschuss gewählt wurde.

Neben der Bodenreform waren es ins-
besondere Fragen der konkreten Ausge-
staltung der Budgetpolitik des Landes,
zu denen Mödlagl umfassende Stellung -
nahmen abgab. Er äußerte sich zu jedem
Landesvoranschlag im Zeitraum seines
Mandats, wobei er nicht nur in der Spezi-
aldebatte zu einzelnen Punkten im Detail
einging, sondern immer auch die Gele-
genheit zu einer allgemein-politischen
Einschätzung der Situation nutzte. So
forderte er etwa im Zuge der Diskussion
des Landesvoranschlags des Jahres 1946
am 25. September 1946 neben einer
„möglichst weitgehende(n) Steuerho-
heit“23 für das Burgenland zwecks
Durchführung einer umfassenden wirt-
schaftlichen Aufbauagenda und Infra-
strukturpolitik24 die Schaffung einer lei-
stungsfähigen und demokratischen „Zen-
tralverwaltung“.25 Eine derartige Ver-
waltung begriff er als unerlässliche Vor-
aussetzung, geradezu als Hebel für die

wurde die Jagd nämlich an den Grundbe-
sitz gebunden, was für Mödlagl schlicht
ein Skandal und eine „bürokratische
Mißgeburt“ war.31 ÖVP und SPÖ woll-
ten jedoch das neue Jagdgesetz unbe-
dingt noch in der laufenden Legislatur-
periode beschließen und peitschten es in
der letzten Sitzung des Landtages vom
29. Juni 1949 trotz schwerster Bedenken
Mödlagls durch. Für ihn erinnerte das
Gesetz an „Gesetze in der Nazizeit, wo
den Jägern und Großgrundbesitzern
 gewisse Rechte zugesprochen wurden,
die weit darüber hinausgingen, was diese
Kreise an Rechten jemals in Oesterreich
hatten“.32 Sein Appell an die SPÖ, dem
Gesetz nicht zuzustimmen, verhallte
 jedoch ungehört.

Zahlen und Themen 
zur Periode 1953-1956

Nach der enttäuschenden Landtags-
wahl 1949 fand sich die burgenländische
KPÖ in der nunmehr ungewohnten Si-
tuation einer fehlenden Verankerung im
höchsten politischen Vertretungskörper
des Landes wieder. Sie nutzte jedoch die
über vierjährige Zeitspanne zu ihrer or-
ganisatorischen und strukturellen Re-
strukturierung sowie politischen Akti-
vitäten auf lokaler Ebene, wo die Partei
fallweise über eine nach wie vor unge-
brochene Verankerung verfügte. Mit Un-
terstützung der sowjetischen Administra-
tion in Österreich gelang beispielsweise
die Aufteilung und Verpachtung von et-
wa 15.000 Hektar Großgrundbesitz im
Burgenland an Kleinbauern und Ge-
meinden.33 Diese Entwicklung korre-
spondierte in strukturell-organisatori-
scher Hinsicht in der Gründung des über-
parteilichen, mit der KPÖ jedoch
„freundschaftlich verbundene(n)“34 Bun-
des der kleinen Landwirte im Jahr 1951,
der seine Basis wiederum in den vor Ort
gebildeten lokalen Pächterausschüssen
hatte und auch personell enge Verflech-
tungen zur KPÖ aufwies: So handelte es
sich beim Sekretär der burgenländischen
Landesorganisation des Bundes der
 kleinen Landwirte um Ferdinand Panzen-
böck, Absolvent der Lenin-Schule in Mos -
kau, Spanienkämpfer und ehemaliger
 Bezirkssekretär der KPÖ Eisenstadt.35

In gewisser Weise wurden die inhaltli-
chen Schwerpunkte der Tätigkeit der
KPÖ im burgenländischen Landtag pro-
grammatisch bereits im Vorfeld determi-
niert. Unter dem Titel „Der Weg zum
Aufstieg des Burgenlandes“ hatte Spit-
zenkandidat Böröcz einen „Appell an al-
le Burgenländer“ lanciert und breit ver-
teilt, in dem, auf vier wesentliche Punkte

Konsolidierung und Entwicklung des
Landes. Hier warf er auch den beiden
Großparteien Versäumnisse vor, da ÖVP
und SPÖ beim Neuaufbau des Beam-
tenkörpers eben nicht darauf achten wür-
den, dass „neues und junges Blut in den
alten Apparat hineinkommen möge“,
vielmehr eine „Stimmzetteldemokratie“
unter weitgehendem Ausschluss des
Volkes mit einem alteingesessenen Ver-
waltungsklientel betrieben.26 Für Möd-
lagl spielten dabei die Stärkung der Be-
zirkshauptmannschaften und ihr Ausbau
zu demokratischen Verwaltungskörpern
eine entscheidende Rolle; nur so könne
„eine Mitarbeit der Bevölkerung an der
Verwaltung“ gewährleistet werden.27

Dies erschien ihm gleichermaßen eine
„Garantie für die Demokratie im Lande“,
bedeute doch „ein Verwaltungssystem,
zu dem der größte Teil der Bevölkerung
kein inniges Verhältnis hat, an dem ein
großer Teil der Bevölkerung nicht auch
mitarbeiten kann“, eine Gefährdung für
die Demokratie im Land: „[...] ein sol-
ches System muß letzten Endes volks-
feindlich bleiben und es kann nur weiter
verwalten neben dem Volk und manch-
mal, wie wir es in der letzten Zeit gese-
hen haben, auch gegen das Volk“.28

In ähnlicher Weise äußerte sich Möd-
lagl auch im Zuge der Diskussion des
Landesvoranschlags 1947 im darauffol-
genden Jahr (15. April 1947). Ziel der
KPÖ sei „eine Republik, ein Staat, der
gedeihen soll und der durch die Zusam-
menarbeit aller Parteien und aller auf-
bauwilligen Kräfte des Landes verwaltet
werden muß“.29 Gleichzeitig zog Möd-
lagl aber den Umkehrschluss, dass „jene,
die die Demokratie bekämpfen, die nicht
auf dem Boden unseres Staates stehen,
kein Recht haben in diesem Staat zu re-
den und Propaganda zu treiben“. Und er
wurde mit Bezug auf die bereits einset-
zenden Diskussionen über eine Amnestie
ehemaliger Nationalsozialisten deutlich:
„Dazu gehört aber auch, daß wir alles,
was aus jener Zeit, besonders aus den
Jahren des Faschismus zurückgeblieben
ist, geistig und vielleicht da und dort
auch materiell ausrotten müssen.“30

Eine besondere Stellung innerhalb der
parlamentarischen Tätigkeit Mödlagls
im burgenländischen Landtag nimmt
sein Kampf gegen die Verabschiedung
des neuen burgenländischen Jagdgeset-
zes im Jahr 1949 ein. Dies mutet nur auf
den ersten Blick als Kuriosum an, ging
es doch der KPÖ um nichts weniger als
die Entflechtung von Jagdrecht und
Großgrundbesitz. Im neu formulierten
§ 4 des burgenländischen Jagdgesetzes
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Mödlagl war auch Böröcz in keinem
Landtagsausschuss vertreten.

Neben der stetigen Propagierung der
Bodenreform nahm Böröcz zu den unter-
schiedlichsten Themen Stellung, wobei
die wirtschaftliche, bildungspolitische
und kulturelle Weiterentwicklung des
Burgenlandes ebenso wie die Stärkung
seiner Position im föderalen Gefüge
Österreichs zu seinen zentralen Anliegen
gehörten. Mit Nachdruck setzte er sich
etwa in der Generaldebatte zum Landes-
voranschlag 1953 vom 25./26. Juni 1953
für einen neuen Bund-Länder-Finanzrah-
men und das Auslaufen des Bundesprä-
zipuums ein, das er als Beleg für eine
durchgängige Benachteiligung des Lan-
des durch die Bundesregierung ansah.37

Böröcz hat sich in der Folge wie kein an-
derer Abgeordneter mit dem burgenlän-
dischen Finanzplan beschäftigt, wobei
die Detailkenntnis der von ihm diskutier-
ten Ausgabenposten auf eine äußerst pe-
nible Beschäftigung mit der Materie
schließen lässt (beredtes Zeugnis hievon
gibt etwa seine umfassende Behandlung
des Landesvoranschlags 1954 am
18. Dezember 1953). Ebenso wie Möd-
lagl sah er in den Budgetberatungen zu-
dem die Möglichkeit, um „grundsätzlich
über alle wirtschaftlichen und politi-
schen Probleme im Land zu sprechen“.38

Ganz im Sinne des vor der Wahl präsen-
tierten 4-Punkte-Programmes plädierte
Böröcz jedenfalls für den gezielten Ein-
satz von  Finanzmitteln zum Aufbau der
burgenländischen Wirtschaft; das
benötigte Kapital sollte aus einer neu
ausverhandelten Steuerarithmetik mit
dem Bund stammen. Das Burgenland
sah er jedenfalls bereits wieder zum
„Notstandsgebiet Nr. 1“ herabgesun-
ken.39 Um einer drohenden weiteren Ver-
schlechterung der Lage Einhalt zu gebie-
ten, forderte Böröcz die Abschaffung jeg-
licher Art von finanziellen „Notopfern“
für den Bund, die Beteiligung der Länder
am ganzen Ertrag des Steueraufkommens
(wie etwa der Umsatzsteuer) sowie zu-
letzt die Übernahme des „Betriebsabgan-
ges“ der burgenländischen Krankenan-
stalten durch den Bund,40 einem der tra-
ditionell bedeutendsten Defizitposten im
burgenländischen Landesbudget.

Die bei Mödlagl noch im Zentrum ste-
hende Forderung nach einer umfassen-
den Demokratisierung der Landesver-
waltung ist bei Böröcz hingegen weniger
stark akzentuiert; die KPÖ hatte sich hier
offenbar mit den politischen Realitäten
und der monokratischen Organisation
der Bezirkshauptmannschaften abgefun-
den. Im Gegensatz dazu rückte nun die

Schulfrage vermehrt in den Fokus, wobei
sich Böröcz dezidiert für die Erhaltung
und Förderung der kulturellen und
sprachlichen Vielfalt des Landes und ge-
gen etwaige „Germanisierungstenden-
zen“ aussprach.41 Ein zusätzliches Anlie-
gen der Kommunisten stellte auch die
schnellere Abwicklung von Anträgen bei
der burgenländischen Landesverwaltung
im Zusammenhang mit den seit 1952 ge-
setzlich verankerten Entschädigungslei-
stungen für die Opfer des Faschismus
dar. Böröcz prangerte hier einerseits die
oftmals willkürliche Behandlung der An-
träge durch die Behörden, andererseits
auch den Umgang einzelner Landes -
beamter mit den Bürgern an. Er selbst
wurde im Zuge eigener Recherchen bei-
spielsweise als „Zigeunervertreter“ ver-
unglimpft.42 Diese Episode verdeutlicht
die für Böröcz typische Herangehens-
weise an Probleme, die er nicht allein ab-
strakt von der Landtagstribüne aus be-
handeln, sondern vor Ort einsehen und,
wenn möglich, lösen wollte. Die in sei-
nen Reden immer wieder getätigten Ver-
weise auf konkrete Fälle aus der Praxis
zeugen von seinem nahezu unermüd -
lichen Einsatz für die burgenländische
Bevölkerung und der ernst genommenen
„Volksanwaltschaft“ von Böröcz in sei-
ner Funktion als Landtagsabgeordneter.

In seinen letzten Wortmeldungen vor
dem Ablauf seines Landtagsmandats
setzte sich Böröcz dann nochmals für
den umgehenden Ausbau der Infrastruk-
tur des Landes ein. Für Vorhaben wie die
Errichtung einer Ringwasserleitung (von
ihm bereits 1954 gefordert43), dem Aus-
bau der Nord-Süd-Verbindung oder der
Schaffung von industriellen Arbeitsplät-

reduziert, ein tagespolitisches Sofortpro-
gramm präsentiert wurde, gleichermaßen
eine Einladung an die burgenländische
Bevölkerung, ein erstes kleines Stück
des Pfads zum Sozialismus gemeinsam
mit der KPÖ zu beschreiten. Böröcz ziel-
te jedenfalls in synthetischer Zusammen-
führung von Nah- und Fernziel auf die
Bekämpfung der dringendsten Gegen-
wartsprobleme des Burgenlandes und ei-
ne wirtschaftspolitische Konsolidierung
ab, auf deren Basis schließlich die Eta-
blierung einer gänzlich neuen Gesell-
schaftsformation angegangen werden
konnte. Mit anderen Worten präsentierte
er die Kommunisten als die besseren
Wirtschafter, mit Schwerpunkt auf der
Schaffung neuer Arbeitsplätze und der
Eindämmung der Abwanderung burgen-
ländischer Arbeitskräfte aus dem Land.
Hiezu sollten die Industrialisierung auf
der Grundlage der landeseigenen Boden-
schätze vorangetrieben, die Bodenreform
zur Schaffung eines existenzfähigen
landwirtschaftlichen Produktionssektors
abseits des Großgrundbesitzes durch -
geführt, die Infrastruktur des Landes aus-
gebaut und verbessert sowie die Ent-
wicklung des Fremdenverkehrs voran -
getrieben werden.36

Der Wiedereinzug in den burgenländi-
schen Landtag kam vor diesem Hinter-
grund nicht unerwartet. Ebenso wie zu-
vor Mödlagl agierte Vinzenz Böröcz in
der Folge als überaus arbeitsamer Man-
datar: acht Anträge sowie 17 Wortmel-
dungen machten ihn noch vor Adalbert
Ladislaus Görcz von der WdU (zwei Zu-
satzanträge bei ebenso 17 Redebeiträgen)
zum „dienstfertigsten“ Abgeordneten.
Die Anträge von Böröcz betrafen dabei
neben der Bodenreform (1953 und 1954,
siehe unten) die Beseitigung der Besat-
zungskostensteuer (13. Oktober 1953),
den Verzicht auf die Ablieferung des im
Finanzausgleichsgesetz 1950 festge-
schriebenen „Bundespräzipuums“ – der
Beitragleistung der Länder und Gemein-
den zur Deckung des Defizits im Bundes-
haushalt – durch das Burgenland (13. Ok-
tober 1953) bzw. die gänzliche Abschaf-
fung dieses Bundespräzipuums (18. De-
zember 1953), die finanzielle Entlastung
der Gemeinden (18. Dezember 1953), die
Errichtung einer Ringwasserleitung für
das Burgenland (4. März 1954), die Ge-
währung von Darlehen zur Förderung des
Genossenschaftswesens im Wohnbau
(4. März 1954) sowie die Ablehnung der
Wiederaufrüstung der Bundesrepublik
Deutschland (20. Dezember 1954). Alle
Anträge von Böröcz wurden von der
Landtagsmehrheit abgelehnt. Ebenso wie

Vinzenz Böröcz (1915–1994)
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zen im Land – allesamt Teile eines am
26. Mai 1955 von der SPÖ eingebrachten
und von der KPÖ mitgetragenen 8-Punk-
te-Programmes zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Burgenlandes44 – sollte
 eine Anleihe aus der Sowjetunion aufge-
nommen werden, um die notwendige
Kapitaldeckung zu erreichen.45 Böröcz’
Anregung wurde nicht aufgegriffen (von
ihm zur Bankrotterklärung der burgen-
ländischen Regierungsspitze gegenüber
ihrem eigenen Land stilisiert46), ebenso-
wenig wie sein abermaliger Versuch, in
der Frage der Bodenreform voranzukom-
men. Diese Forderung nach einer umfas-
senden Bodenreform stellte nicht nur in
der grundsätzlichen politischen Pro-
grammatik der burgenländischen KPÖ
einen entscheidenden Punkt dar, sondern
war zweifelsohne das zentrale Anliegen
auf der Landtagsagenda der Partei.

Die Forderung der KPÖ nach
der Bodenreform im burgen-

ländischen Landtag
Nach der aus Sicht der KPÖ enttäu-

schend verlaufenen Landtagswahl 1945
(„Leider ist es noch nicht gelungen, das
Volk aufzurütteln“47) stellte die Partei
nun voll auf die Forderung einer soforti-
gen Bodenreform ab, die gleichzeitig als
inhaltliches Gegengewicht zur „traditio-
nelle(n) Politik des ‚Forstwurstelns‘“ der
beiden Großparteien positioniert wur-
de.48 Das Parteiorgan der KPÖ, das Freie
Burgenland, gestand zwar unumwunden
die Wahlniederlage der kommunis -
tischen Bewegung ein, richtete aber im
gleichen Moment den Blick vorwärts
und bezeichnete die kommenden Jahre
als „Beginn einer neuen Periode [...], die
uns mit verdoppelter Kraft im Angriff se-
hen wird“.49 Mödlagl sei in seiner Funk -
tion als Vertreter der Kommunisten im
Landtag der personifizierte Garant einer
politischen Anwaltschaft der burgenlän-
dischen Werktätigen (denn als ein solcher
Anwalt verstand sich die burgenländische
Partei), kulminierend in der auf die
 Bodenreform abzielenden Losung, „daß
der Boden endlich dem gehören soll, der
ihn bebaut“.50 Mit Verweis auf die Wahl-
Broschüre Mödlagls vom Oktober 194551

und den dort vorgestellten Maßnahmen-
Katalog zur umgehenden Durchführung
der Bodenreform bemerkte die Partei -
zeitung in Richtung SPÖ/ÖVP: „Dieses
Programm kann sofort und ohne Ver -
zögerung durchgeführt werden!“52

Programmatik und Genese dieser For-
derung nach einer Bodenreform ab einer
Größe von 200 Joch (allerdings gegen
Entschädigung) zulasten des adeligen

Großgrundbesitzes im Burgenland wur-
den bereits andernorts en détail darge-
legt.53 Von Interesse ist im hiesigen Zu-
sammenhang nun der spezifisch parla-
mentarische Gang dieser Forderung
durch die Institution Landtag.

Auf der Ebene des verbalen Bekennt-
nisses sprachen sich neben neben der
KPÖ anfänglich auch die mit absoluter
Mehrheit regierende ÖVP sowie die
SPÖ für die Bodenreform aus. In der
ÖVP setzte sich jedoch schon bald nach
ihrem ursprünglichen, öffentlichkeits-
wirksam vorgebrachten „Ja“ auf bundes-
als auch auf landespolitischer Ebene mit
den Regierungserklärungen Figl54 bzw.
Karall55 die Auffassung durch, dass der
Großgrundbesitz nicht nur für die gene-
relle volkswirtschaftliche Entwicklung
Österreichs, sondern auch für die Si-
cherstellung der Ernährung in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit unerlässlich sei.
Der für Agrarfragen zuständige ÖVP-
Landesrat Johann Bauer beteuerte in der
9. Sitzung des burgenländischen Land -
tages vom 25. September 1946, gewis-
sermaßen als Entgegnung auf den kurz
zuvor abgelehnten Entschließungsantrag
Mödlagls zur Durchführung einer
 Bodenreform, dass „das Wort ‚Boden -
reform‘ vielleicht gar nicht der richtige
Ausdruck ist, den wir gebrauchen soll-
ten“.56 Bauer vertrat demgegenüber die
Meinung, man solle lieber von „Boden-
gestaltung“ oder von „Siedlung“ spre-
chen und begründete dies mit volkswirt-
schaftlichen Argumenten. Es wäre aus
ökonomischen Gründen „nicht gesund
und nicht klug […], dies alles einfach in
kleine Stücke aufzuteilen, denn wir wis-
sen, wie gut es gerade in der Notzeit ge-
wesen wäre, wenn der Großgrundbesitz
im vorigen Jahr funktioniert hätte“.57

Der angesprochene Entschließungs -
antrag Mödlagls auf dieser 9. Sitzung des
burgenländischen Landtages war die er-
ste von einer ganzen Reihe an parlamen-
tarischen Initiativen der KPÖ in dieser
Materie und zielte darauf ab, „die Bun-
desregierung zu ersuchen, im Nationalrat
ehestens ein Grundgesetz über die
Durchführung einer Bodenreform in
Österreich einzubringen“.58 Dies sei be-
reits aus wirtschaftlichen Überlegungen
notwendig, stand für Mödlagl aber zu-
dem in direktem Zusammenhang mit der
Kriegsgefangenen- und Heimkehrerpro-
blematik: „Tausende und Zehntausende
junger Menschen, die in Kriegsgefan-
genschaft waren, sind zurückgekehrt.
[...] Die Frage der Beschäftigung unserer
Heimkehrer, die Frage der Existenzgrün-
dung unserer Heimkehrer in den Dörfern,

ist ebenfalls enge verbunden mit der
Durchführung der Bodenreform in Öster-
reich, insbesondere im Burgenland.“59

Entgegen den Beteuerungen der Lan-
despolitiker fand der Antrag jedoch nicht
die, wie der Landtagspräsident vermerk-
te, „geschäftsordnungsmäßig erforder -
liche Unterstützung“,60 da sich die ÖVP
bereits zu diesem Zeitpunkt von einer
Bodenreform auf dem Weg von Enteig-
nungen distanzierte61 und die SPÖ wie-
derum sich nicht zu einem gemeinsamen
Vorgehen mit der KPÖ entschließen
konnte. Ernst Hoffenreich, Klubobmann
der SPÖ-Fraktion im Landtag, bezog
sich in seiner Stellungnahme in der Ge-
neraldebatte des Landesvoranschlags
1946 nach vorhergehender Ablehnung
des Mödlagl-Antrages direkt auf „die Er-
fahrungen, die man mit der Bodenreform
in der Sowjetunion gemacht hat“62 und
denen nichts weniger als „weltweite Be-
deutung“ beizumessen seien.63 Auf der
einen Seite trat Hoffenreich zwar dafür
ein, „einen Teil des den Kapitalisten
weggenommenen Bodens schon beste-
henden Landwirten“ zuzuteilen, um an-
dererseits und eingedenk der Erfahrungen
mit den „fortschrittliche(n) Großbetrie-
ben“64 in der Sowjetunion zu präzisieren:
„Wenn wir diese Erfahrungen von so
weit draußen in der Sowjetunion und die
Erfahrungen, die wir hier im eigenen
Lande gemacht haben, zu einer Synthese
vereinigen, so müssen wir uns sagen,
wenn wir den magyarischen Eigentümern
diesen Großgrundbesitz wegnehmen,
dann wollen wir einen wesentlichen Teil
davon nicht zerschlagen, sondern zu
Schulen und Lehrbetrieben für unsere
Bauern, also für die gesamte Landwirt-
schaft des Burgenlandes ausgestalten.“65

Ein Jahr später formulierte Hoffen-
reich die Position der SPÖ noch deutli-
cher. Unter dem Kampfruf „Der Boden
in unserem Land soll uns gehören!“66

verkündete er, dass „die Zeiten der Groß-
grundbesitzer“ zwar vorüber seien, damit
jedoch nicht eine Art „wilder“ Umvertei-
lung ihres Bodens verbunden sein dürfe,
wie man sie schon ansatzweise im Bur-
genland erlebe. Denn: „Wie dann dieser
Grund und Boden verwendet wird, darü-
ber kann man reden. Kein vernünftiger
Volkswirtschafter wird die Ansicht ver-
treten, daß der früher nach kaufmänni-
schen Grundsätzen bewirtschaftete Groß-
grundbesitz nunmehr in Hände übergehen
soll, die daraus weniger hervorbringen
und dadurch der Volkswirtschaft weniger
zur Verfügung gestellt wird als früher.“67

Die Diskussion ist dabei im Kontext
 einer äußerst prekären Ernährungs -
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und einer gesetzlichen Regelung zuzu-
führen. Am 18. April 1947 kulminierte
die politische Diskussion schließlich in
einem gemeinsamen Antrag von ÖVP,
SPÖ und KPÖ, der die österreichische
Bundesregierung und den Nationalrat
dazu aufforderte, in Bezug auf die
 Bodenreform, die „für das Burgenland
dringend notwendig“79 sei, „die Vorar-
beiten zu beschleunigen und rasch zum
 Abschluß zu bringen“.80

Mödlagl, für den es sich um eine „Exis -
tenzfrage“81 handelte, nahm die gemein-
same Resolution „mit Befriedigung“ zur
Kenntnis, erinnerte aber gleichzeitig dar-
an, dass noch vor kurzem der Landtag
dem von ihm eingebrachten Antrag zur
Bodenreform nicht zustimmen wollte
und auch die Diskussion in Wien ergeb-
nislos verlaufen war.82 Die Bodenreform
sei aber „keine Frage, die in den nächsten
Jahren durchgeführt werden kann, son-
dern eine Frage, die unmittelbar durch -
geführt werden muß“.83 Eine permanente
Thematisierung seitens des Landtages
und der Landespolitik sei daher unerläss-
lich, allein schon in taktischer Hinsicht,
um ein abermaliges Aus- und Zurück -
weichen des Nationalrates wie in der
Vergangenheit zu verhindern.84

Die SPÖ trat in der Debatte nun ebenso
dafür ein, die Bodenreform „so rasch wie
möglich und wenn möglich sofort“85

durchzuführen, verwies allerdings darauf,
dass die grundsätzliche Entscheidung für
die Durchführung einer Bodenreform in
Wien läge und schloss in Person Hans
Bögls mit den pathetischen Worten:
„Wenn aber die österreichische Republik
die Bodenreform nicht durchführt, wenn
sich der Nationalrat nicht entscheiden

situation zu sehen,68 deren Lösung von
der SPÖ nur mittels großagrarischer
Strukturen für möglich angesehen wur-
de. Die vereinzelt schon beginnende
Umverteilung des Bodens auf Grundlage
von  lokaler Eigeninitiative und/oder
durch die USIA-Verwaltung (oftmals
unter Vermittlung der KPÖ)69 wurde da-
mit expressis verbis als Fehler hinge-
stellt. Zwar hatte auch die KPÖ in einer
politischen Entschließung auf ihrer Lan-
deskonferenz vom 14. Oktober 1945
dafür plädiert, „eine Anzahl von Muster-
wirtschaften“ einzurichten, die im Besitz
des Staates bleiben sollten,70 jedoch kei-
nen Zweifel daran gelassen, dass der
hauptsächliche Teil des enteigneten
Großgrundbesitzes zur Verteilung gelan-
gen müsse – und zwar aus eben jenen
volkswirtschaftlichen und effizienztech-
nischen Überlegungen, die auch die SPÖ
anstellte: Nur durch die Aufteilung der
enteigneten Flächen sei eine „weitgehen-
de Intensivierung der Landwirtschaft“
möglich, „um auf jedem Quadratmeter
möglichst viel hervorzubringen“.71

Im Übrigen verwahrte sich Mödlagl im
Landtag dagegen, die Erfahrungen aus
der russischen Revolution von 1917
„mechanisch auf andere Länder zu über-
tragen“. Die Kolchoisierungs-Bewegung
in der Sowjetunion sei notwendig gewe-
sen, weil „die Mechanisierung der Land-
wirtschaft auf eine andere Weise nicht
durchführbar war und weil es notwendig
war, Arbeitskräfte für den Aufbau der
 Industrie zu gewinnen“. In Österreich
würden gänzlich andere Verhältnisse
herrschen, könne man sich doch auf eine
bereits im 19. Jahrhundert durchgeführte
Agrarreform stützen und finde man sich
zweitens nicht in der Situation, dass
„man  alles tun müßte, um Arbeitskräfte
aus der Landwirtschaft für die Industrie
freizubekommen. Ich glaube, daß die au-
genblickliche wirtschaftliche Lage [...]
unseres Landes vielmehr so gestaltet ist,
daß es notwendig wäre, daß mancher,
der früher in der Industrie und im Ge-
werbe beschäftigt war, heute wieder in
der Landwirtschaft tätig wäre.“72

Mit entscheidend für die ablehnende
Haltung der SPÖ dürfte jedenfalls auch
eine sich zusehends verschärfende politi-
sche Auseinandersetzung mit der KPÖ
gewesen sein. Die SPÖ, so Sinowatz, hät-
te in diesen „Kampfjahren“ nämlich „die
Hauptlast des politischen Widerstandes
gegen die Bemühungen der Kommuni-
sten, Österreich in die Nähe der Volksde-
mokratie zu führen“, zu tragen gehabt73

und damit nicht nur gegen eine „radikali-
sierte“ und – aufgrund der Beziehungen

zur sowjetischen Besatzungsmacht –
„materiell hervorragend ausgestattete“
KP zu kämpfen gehabt, sondern auf der
anderen Seite gegen eine Volkspartei, die
keine Gelegenheit ausließ, die Gefahr der
Einheitsfront an die Wand zu malen und
sich mit der Identifizierung der SPÖ als
verkappte Kommunisten wahltaktische
Vorteile erarbeiten wollte.74

Verknüpfung des 
parlamentarischen und außer -

parlamentarischen Kampfes
Um ihrer Forderung nach einer Be-

schleunigung der Durchführung einer
Bodenreform nochmals Nachdruck zu
verleihen, initiierte die burgenländische
KPÖ eine landesweite Unterschriften -
aktion, die „sicher als die erfolgreichste
politische Aktivität der Kommunisten im
Burgenland gewertet werden kann“,75

wie Hans Chmelar festhält. Ausgehend
von den Gemeinden um die größten
Landgüter der Großgrundbesitzer wurde
die Kampagne ins ganze Land getra-
gen.76 Mehr als 20.000 Personen77 unter-
stützten mit ihrer Unterschrift die von
der KPÖ aufgesetzte Erklärung, dass sie
sich „mit dem Vorschlag der KPOe zur
Durchführung einer Bodenreform auf
Kosten der Esterhazy und anderer aus-
ländischer Großgrundbesitzer zugunsten
der Landarbeiter und Kleinbauern“78 ein-
verstanden zeigten.

Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund
nahm die Frage der Bodenreform weiter
einen zentralen Stellenwart in der Land-
tagspolitik der KPÖ ein. Die Partei
drängte darauf, den lokal schon stattfin-
denden Eingriff in die Besitzrechte des
Großgrundbesitzes zu institutionalisieren

Gründungskonferenz der burgenländischen „Volksopposition“ am 11. Jänner 1953.
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kann, die Bodenreform zum Gesetz zu er-
heben, dann hat die Republik Oesterreich
den Anspruch verwirkt, sich eine gerech-
te, soziale Republik zu nennen!“86

Dies fand allerdings keinen Zuspruch
bei der ÖVP.87 Die Volkspartei versäum-
te die Gelegenheit nicht, trotz ihrer Zu-
stimmung zum Antrag in der Debatte an
ihre grundsätzlichen Vorbehalte gegen
eine radikale Bodenreform anzusch-
ließen und daran zu erinnern, dass man
in der Vergangenheit bereits „den Sied-
lern mit der Errichtung von kleinen Sied-
lungen keine große Freude“ gemacht ha-
be, da diese sich in Folge „sehr schwer
getan haben, um sich überhaupt halten zu
können“.88 Bei der Aufteilung des Bo-
dens sei daher unbedingt darauf zu ach-
ten, „wie es für das Land, das Volk und
ganz Oesterreich am nützlichsten ist“.89

Das konkrete Wie der Durchführung
wurde weder im Antrag behandelt noch
in der Diskussion präzisiert. Bögl vertrat
sogar offen die Auffassung, dass man
sich „heute auch nicht darüber auseinan-
dersetzen“ wolle, „wie die Bodenreform
durchgeführt wird“.90 Man werde sich
erst „gründlich darüber unterhalten“,91

wenn im Nationalrat die gesetzlichen
Rahmenbedingungen geschaffen wären.
Je nach ideologischem Hintergrund
wollte also jede Partei etwas anders unter
dem gemeinsam eingebrachten Antrag
verstehen. Unter diesem Aspekt verdient
er die Bezeichnung „gemeinsamer“
kaum und ist vielmehr als eine vage,
wahlkampfstrategisch motivierte Wil-
lensbekundung seitens der SPÖ und
ÖVP aufzufassen.92 „Die Aufforderung
an den Nationalrat“, so Lütgenau, „ge-

Als Mödlagl, des Zuwartens über -
drüssig, am 13. April 1948 einen neuer -
lichen Antrag zur „Durchführung der
Boden reform im Burgenland“99 im bur-
genländischen Landtag einbrachte, erhob
sich laut Parlamentsprotokoll bei der Ab-
stimmung kein einziger Abgeordneter der
Regierungsparteien zur notwendigen Un-
terstützung, was Mödlagl zum empörten
Ausruf veranlasste: „Das ganze Gerade
über die Bodenreform im Landtag ist also
doch nur eine Augenauswischerei!“100

Hatte sich die ÖVP bereits zuvor aber
schon inhaltlich von der Bodenreform
distanziert, so kam ein gemeinsames
Vorgehen mit der ganz offen als „Zwerg-
partei“ punzierten KPÖ, „die nicht das
Vertrauen der Bevölkerung hat, von der
Bevölkerung nichts wissen will, und die
sich auf die Bajonette der Besatzungs-
macht stützt“,101 für die SPÖ offensicht-
lich nicht in Frage. Die 36. Sitzung des
burgenländischen Landtages vom
17./18. Dezember 1948 nahm Mödlagl
daher zum Anlass für eine Abrechnung
mit der Landwirtschaftspolitik von ÖVP
und SPÖ: Bei der Bodenreform habe sich
abseits von jährlich wiederkehrenden
Diskussionen „nicht das Geringste ge-
tan“.102 Die Frage dürfe aber „nicht Pro-
pagandamittel von einer Wahl zur ande-
ren sein, die Bodenreform ist etwas, was
durchgeführt werden muß, um unsere
burgenländischen Kleinbauern in allerer-
ster Linie lebensfähig zu erhalten“.103

Nach dem Verlust des Landtagsman-
dats der KPÖ spielte die Bodenreform
im burgenländischen Landhaus eine nur
noch untergeordnete Rolle, obzwar sie
abermals in der Regierungserklärung des
Kabinetts Karall II als „Angelegenheit
aller Parteien“ firmierte.104 Dessen unge-
achtet setzten die Kommunisten abseits
der Debatten im Landesparlament ihren
agrarpolitischen Kurs fort. Die Durch-
führung eines „roten Landmonats“ 1952,
der nicht nur die Mobilisierungsfähigkeit
der Partei am Land erhöhen, sondern
durch öffentlichen Druck auch die offizi-
elle Landespolitik zum Handeln zwingen
wollte, blieb auf Regierungsebene
 jedoch ohne nachhaltige Wirkung.

Neuerliche Initiativen der KPÖ
in den 1950er Jahren

Sofort nach Antritt seines Mandats
drängte Vinzenz Böröcz abermals auf
die sofortige Durchführung der Boden -
reform und griff gleichzeitig ÖVP und
SPÖ wegen deren Untätigkeit frontal an:
Offen sprach er von einem „Betrug“ an
der burgenländischen Landbevölkerung
„zugusten der Großgrundbesitzer und

schah entweder in Unkenntnis der
Rechtslage oder aus rein aktionistischen
Gründen“,93 wobei angesichts der „kras-
se(n) Inaktivität der Burgenländischen
Landesregierung“94 in der Verfolgung
der Angelegenheit für die zweite Inter-
pretation zu plädieren ist. Sowohl in der
SPÖ als auch in der ÖVP fehlte der „po-
litische Wille, eine Bodenreform ernst-
haft anzugehen und bei den Bundespar-
teizentralen in Wien einzufordern“.95

Zwar trat Landeshauptmann Karall auf
der Grundlage des Landtags-Beschlusses
noch im April 1947 an Nationalratspräsi-
dent Kunschak und Bundeskanzler Figl
heran, um diesen um die Schaffung ge-
setzlicher Voraussetzungen für eine Bo-
denreform im Burgenland zu bitten.
Nach dem Einlangen der Antworten –
Kunschak teilte mit, dass nach der
 Geschäftsordnung des Nationalrates
 Beschlüsse der Landtage nicht unmittel-
bar Gegenstand einer Verhandlung des
Nationalrates sein könnten; Figl verwies
auf den in Behandlung stehenden Geset-
zesentwurf zur landwirtschaftlichen
Siedlungswesen96 – zog sich die Landes -
regierung jedoch wieder auf die Position
der Inaktivität zurück. Die ÖVP hatte oh-
nehin nicht das geringste Interesse an der
Umsetzung der Bodenreform,97 die SPÖ
beließ es bei weiteren verbalen Bekennt-
nissen und öffentlichen Schuldzuweisun-
gen an die Adresse ihres Regierungspart-
ners, deren Untätigkeit auf Landes- und
Bundesebene dazu geführt hätte, dass
„die Frage der Bodenreform nicht weiter
gediehen ist als bis zu verschleppenden
Diskussionen im Bodenreformausschuß
des österreichischen Parlaments“.98

Kundgebung des „Bunds der kleinen Landwirte“ für die sofortige Durchführung der

Bodenreform am 2. Oktober 1955 am Hauptplatz von Eisenstadt.
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Großpächter“.105 In der 3. Sitzung des
burgenländischen Landtags vom 25./26.
Juni 1953 erinnerte Böröcz dann an die
am 15. April 1947 verabschiedete 3-Par-
teien-Resolution und stellte im Zuge der
Generaldebatte des Landesvoranschlags
namens der Volksopposition/KPÖ neu-
erlich den Antrag zur Durchführung der
Bodenreform: „Die Bodenreform ist für
das Burgenland dringend notwendig. Die
Bundesregierung und der Nationalrat
werden daher aufgefordert, die Vorarbei-
ten zu beschleunigen und rasch zum Ab-
schluß zu bringen. Der Burgenländische
Landtag fordert in diesem Sinne die
Bundesregierung auf, dem Nationalrat
ehestens ein Gesetz über die Durch-
führung der Bodenreform vorzule-
gen.“106 Auch dieser Antrag wurde abge-
schmettert, was Böröcz zum Kommentar
verleitete, dass alle bisherigen Beteue-
rungen der SPÖ und ÖVP in dieser
 Materie nichts weiter als „Schwindel“
gewesen seien.107 In einer äußerst hitzig
geführten Debatte des burgenländischen
Landtags am 20. Dezember 1954 warf
Böröcz insbesondere der ÖVP dann
nochmals ein grundsätzliches politisches
Desinteresse vor, wobei er sich in ein-
dringlichen Worten direkt an die Abge-
ordneten der Landeshauptmann-Partei
wandte: „[...] fangen Sie endlich an, zu
verteilen und verteilen Sie den Boden
wie Sie wollen! Aber Sie wollen ihn gar
nicht verteilen, Sie dienen nur den Inter-
essen der Großgrundbesitzer!“108 Dem-
gegenüber brachte Böröcz neuerlich
 einen Antrag auf die Verabschiedung
 eines Grundsatzgesetzes zur Durch-
führung der Bodenreform ein, durch wel-
ches „der Grund und Boden in die Hände
jener  gegeben wird, die diesen Boden
auch wirklich bebauen“.109 Abermals
fand der Antrag keine Mehrheit. 

Erst der Abschluss des Staatsvertrages
und die damit verbundene bevorstehende
Übergabe der USIA-Betriebe weckte
wieder das Interesse der burgenländi-
schen Großparteien, denen die in der
Vergangenheit öfters vorgebrachten Ar-
gumente, gerade die sowjetische Verwal-
tung würde die Bodenreform aus eigenen
wirtschaftlichen Überlegungen hinter-
treiben, abhanden gekommen waren. In
einer dieses Mal auf Initiative der SPÖ
eingebrachten gemeinsamen Entsch-
ließung am 26. Mai 1955 forderte der
burgenländische Landtag die Landesre-
gierung dazu auf, „bei der Bundesregie-
rung alle erforderlichen Schritte zu un-
ternehmen“, um „langgehegte Wünsche
und Forderungen der burgenländischen
Bevölkerung“110 zu verwirklichen: „Ein-

bringung eines Gesetzentwurfes über die
Bodenreform in den Nationalrat, damit
dem Burgenländischen Landtag nach In-
krafttreten der vom Bund getroffenen ge-
setzlichen Regelung die Möglichkeit ge-
geben wird, das zur Durchführung der im
Burgenland notwendigen Bodenreform
erforderliche Ausführungsgesetz zu ver-
abschieden.“111 Tatsächlich sandte die
Landesregierung auch eine Delegation
nach Wien, die bei Bundeskanzler Raab
in der Angelegenheit vorsprach und von
diesem die Zusicherung bekam, „daß bis
zum Herbst die Frage der Bodenreform
geregelt wird“.112 Dies war jedoch nur
vorgeschoben: die von der ÖVP geführte
Bundesregierung dachte nicht daran, sich
der Materie ernsthaft anzunehmen. 

Auch im burgenländischen Landtag
machte Böröcz darum insbesondere die
ÖVP für das Scheitern der Bodenreform
verantwortlich. „Wenn man ehrlich und
ernst die Interessen der einfachen Men-
schen im Burgenland vertreten will“, so
Böröcz mit Blick auf die SPÖ-Abgeord-
neten am 29. November 1955, „wenn
man ehrlich für die Bodenreform im
Burgenland kämpfen will, dann muß
man nicht den Weg mit der OeVP
 suchen, weil Sie wissen, [...] daß die Oe-
VP absolut nicht bereit ist, die Boden -
reform durchzuführen, sondern daß sie
ganz andere Interessen verfolgt.“113

Die KPÖ verfolgte zu diesem Zeit-
punkt eine Politik der Annäherung an die
SPÖ; mehr oder weniger offen rechnete
man in der burgenländischen Partei auch
mit der Option einer rot-roten Mehrheit
nach den Wahlen.114 Der Erfolg blieb
 allerdings aus: Der kurze Redebeitrag
von Vinzenz Böröcz am 9. März 1956
auf der 42. und letzten Sitzung des bur-
genländischen Landtags der VII. Wahl-
periode war das bis dato letzte Mal, dass
ein kommunistischer Abgeordneter im
Landtag das Wort ergriff.
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N
ach der Befreiung Österreichs
vom Faschismus ging von der
Kommunistischen Partei Öster-

reichs eine große Anziehungskraft auf
viele Intellektuelle aus, auch auf solche,
die bisher mit der organisierten Arbeite-
rInnenbewegung kaum verbunden wa-
ren. Einer von ihnen war der österreichi-
sche Komponist Friedrich Wildgans, der
im April 1945 zur KPÖ fand und ihr bis
zu seinem Ausschluss bzw. Austritt im
Juli 1950 angehörte. In diesem Zeitraum
bekleidete er im österreichischen Musik -
leben wichtige Ämter, die nicht zuletzt in
engem Zusammenhang mit seiner politi-
schen Orientierung standen.

Friedrich Wildgans wurde am 5. Juni
1913 in Wien geboren,1 womit sich sein
Geburtstag dieses Jahr zum 100. Mal
jährt. Schon in jungen Jahren nahm er
Unterricht in Musiktheorie und Kompo-
sition bei Joseph Marx, der nach 1945 in
Österreich als bedeutendster lebender
zeitgenössischer Komponist gehandelt
wurde und der mit seinem Vater, dem
Dichter und Burgtheaterdirektor Anton
Wildgans, befreundet war. Daneben er-
lernte er mehrere Instrumente und trat
seit 1930 als Klarinettist auf. Im Juni
1934 übersiedelte er nach Salzburg, wo
er ein Jahr lang am Mozarteum als Pro-
fessor für Klarinette, Kammermusik und
Musiktheorie lehrte. Ab September 1936
war er als Klarinettist im Bühnenorches -
ter der Wiener Staatstheater und Korre-
petitor am Burgtheater beschäftigt. Seit
1932 war Wildgans mit dem Komponis -
ten Marcel Rubin bekannt, mit dem ge-
meinsam er 1936/37 die Konzertreihe
„Musik der Gegenwart“ leitete und der
später u.a. als Musikkritiker der (Öster-
reichischen) Volksstimme und Musik-
funktionär maßgeblich die Kultur- und
Musikpolitik der KPÖ prägte. Im August
1933 wurde Wildgans Mitglied der
 Vaterländischen Front – zwangsweise,
wie er in einem Verhör gegenüber der
Gestapo angab,2 was zumindest vor dem
Hintergrund seiner späteren Anstellung
am Mozarteum und bei den Staats -
theatern zutreffend ist. Von 1931 bis
1934 gehörte er – eigenen Angaben
gegen über der KPÖ zufolge – der Sozial-
demokratischen Partei an.3

Am 25. Oktober 1940 wurde Wildgans
als Mitglied der „Österreichischen Frei-
heitsbewegung“ von der Gestapo festge-

nommen. Wildgans war im Frühjahr die-
ses Jahres vom Burgschauspieler und
Gestapo-Spitzel Otto Hartmann für diese
katholisch-konservative Widerstands-
gruppe geworben und mit deren Grün-
der, dem Augustiner Chorherrn Roman
Scholz, zusammengeführt worden. Von
der Gestapo wurde der mit einer Jüdin
verheiratete Wildgans vor seiner Verhaf-
tung als „Judenfreund“ und in einer spä-
teren politischen Beurteilung durch die
NSDAP als „sehr religiös“ charakteri-
siert.4 Nach Abschluss der Ermittlungen
am 17. Dezember 1940 wurde er dem Er-
mittlungsrichter des Volksgerichtshofes
beim Landgericht Wien I wegen Verbre-
chens des Hochverrats zur Anzeige ge-
bracht.5 Aufgrund beharrlicher Interven-
tionen konnte seine Mutter Lilly Wild-
gans seine Entlassung aus der Untersu-
chungshaft am 24. Februar 1942 erwir-
ken. Am 7. Dezember 1943 fand schließ-
lich die Verhandlung vor dem 2. Senat
des Volksgerichtshofes statt, der ihn als
Mittäter zu 15 Monaten Haft verurteilte,
die ihm als verbüßt angerechnet wurden.
Das Urteil gibt auch Auskunft darüber,
dass Wildgans über Kontakte zum kom-
munistischen Widerstand verfügte, soll
er doch Scholz den Zahnarzt Dr. Walter
Suess, der im 2. Bezirk im Rahmen einer
kommunistischen Widerstandsgruppe
aktiv war und Anfang 1943 hingerichtet
wurde, als „Vertreter der linksradikalen
Kreise“ empfohlen haben.6

Kommunistischer 
Musikfunktionär

In der unmittelbaren Nachkriegszeit
war Wildgans eine der prägenden Figu-
ren des österreichischen Musiklebens,
was nicht zuletzt durch den innen- und
kulturpolitischen Einfluss der KPÖ be-
günstigt wurde, gehörte diese doch als
gleichberechtigte Partnerin von SPÖ und
ÖVP der ersten Nachkriegsregierung
an.7 Mit Ernst Fischer als Staatssekretär
für Volksaufklärung, Unterricht und Er-
ziehung und Kultusangelegenheiten und
Viktor Matejka als Stadtrat für Kultur
und Volksbildung standen sowohl auf
staat licher als auch auf Wiener Ebene
Kommunisten an der Spitze des kulturel-
len Wiederaufbaus. Gemäß der Erinne-
rung Fischers bekundete Wildgans nach
 einem Besuch im Ministerium seinen
Beitrittswillen zur KPÖ: „Betrachten Sie

mich als einen der Ihren!“, soll er ihm
zum Abschied versichert haben.8 Sein
Mitgliedsbuch nennt den 28. April 1945,
also einen sehr frühen Zeitpunkt, als Bei-
trittsdatum.9 Wie viele andere Intellek -
tuelle auch, die der Partei bisher nicht
 nahegestanden waren, verband Wildgans
mit der KPÖ die Hoffnung, nach den
Jahren der Diktatur und des Faschismus
eine grundlegende Erneuerung und fort-
schrittliche Entwicklung Österreichs ein-
leiten zu können.

Wildgans war aber in den Tagen der
Befreiung Wiens bereits vor seinem Bei-
tritt zur KPÖ aktiv geworden, und zwar
im Kontext der Widerstandsbewegung
O5, die im Palais Auersperg bzw. im
Niederösterreichischen Landhaus in der
Herrengasse als präsumtive Regierung
bzw. Verwaltungsspitze agierte, bei den
sich neu formierenden Parteien aber auf
Misstrauen stieß, bei der KPÖ nicht zu-
letzt aufgrund ihrer Verbindung zu west-
lichen Nachrichtendiensten und der kon-
servativ-monarchistischen Ausrichtung
ihrer führenden Mitglieder. Auf seine
Aktivitäten in der O5 anspielend, be-
zeichnet sich Wildgans in einem im Sep-
tember 1945 an den österreichischen
Komponisten Egon Wellesz gerichteten
Schreiben als „erster österreichischer
Kulturreferent der provisorischen Regie-
rungsbehörde nach dem Zusammenbru-
che der Hitlerei“10 bzw. in einem weite-
ren Brief als Kulturreferent der „aller -
ersten provisorischen ,O5‘-Regierung“.
Im Rahmen dieser von ihm als „Niete“11

und „Abenteuer“ eingeschätzten O5-Epi-
sode sei Wildgans allerdings der „einzige
linksgerichtete Mann in führender Stel-
lung“ gewesen, der „allein nicht die Sa-
che retten konnte“.12 In diese Tage fällt
auch Wildgans’ Initiative zur Wieder -
errichtung der österreichischen Sektion
der 1922 gegründeten Internationalen
Gesellschaft für Neue Musik (IGNM),  die
er fortan als geschäftsführender Vizeprä-
sident de facto leitete.13 So fand am
20. April 1945 im Büro von Wildgans in
der Herrengasse unter seinem Vorsitz die
Gründungsversammlung der IGNM statt.
Seine an diesem Tag an den Komponis -
ten Hans Erich Apostel ausgestellte Voll-
macht zum Wiederaufbau der IGNM trug
die Anschrift „Zentralkomitee O5“.14

Wildgans übernahm in weiterer Folge
eine leitende Funktion an der Wiener

Genosse Wildgans
Der Komponist Friedrich Wildgans und die Kommunistische Partei Österreichs

Manfred Mugrauer
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Musikakademie, war Musikreferent der
Stadt Wien und arbeitete als Musikkriti-
ker der Österreichischen Zeitung. Diese
Funktionen, die Wildgans im Jahr 1945
und danach in der Wiener Musikszene
ausübte, wurden ihm nicht direkt von der
KPÖ übertragen, seine Mitgliedschaft in
der KPÖ verbreiterte aber die Spielräu-
me, sich solche Positionen in seinen Wir-
kungszusammenhängen zu erarbeiten.
Analog zur Zurückdrängung des innen-
politischen Einflusses der KPÖ wurde
auch Wildgans in verschiedenen Berei-
chen aus der aktiven Gestaltung des
 Musiklebens ausgegrenzt: Agierte er ab
Juni 1945 zunächst als künstlerischer
Leiter der Staatsakademie für Musik und
darstellende Kunst,15 musste er zu Be-
ginn des Studienjahres 1946/47 Hans
Sittner, „einem Juristen aus dem Ministe-
rium“, Platz machen.16 Erst 1955 erlangte
er hier wieder eine feste Anstellung.
Auch als Musikreferent der Stadt Wien
wurde Wildgans im Jahr 1950 gekündigt,
nachdem nach den Wiener Gemeinde-
ratswahlen am 9. Oktober 1949 sein
Partei freund Viktor Matejka als Kultur-
stadtrat aus dem Stadtsenat ausscheiden
musste. Matejka hatte Wildgans im Sep-
tember 1946 als Nachfolger von Robert
Fanta zum Musikkonsulenten mit dem
speziellen Aufgabengebiet „Moderne
Musik“ bestellt.17 Als Hans Mandl (SPÖ)
die Verwaltungsgruppe für Kultur und
Volksbildung übernahm, wurde Wildgans
kurzerhand entlassen und das Musik -
referat aufgelöst: „Kunst, Literatur, Mu-
sik wird wieder in die Akten einer Ver-
waltungsgruppe gezwängt. Dazu genügt
der Amtsschimmel. Der Fachmann ist
überflüssig. Auch einen Musikreferenten
braucht die Stadt Wien nicht. Mag er auch
Professor Friedrich Wildgans heißen und
einen internationalen Ruf als Komponist
und Ins trumentalist, als Lehrer und Theo-
retiker genießen“,18 kommentierte die
kommunis tische Abendzeitung Der
Abend die Entlassung von Wildgans.

Wildgans in den Jahren seiner KPÖ-Mit-
gliedschaft in vielfältiger Weise auch in
die kulturellen und kulturpolitischen
 Aktivitäten der Partei eingebunden,
 sowohl als Komponist und ausübender
Musiker, als auch als Musikjournalist
und Musikorganisator.

Die politisch-ideologische Neuorien-
tierung von Wildgans spiegelte sich in
dieser kompositorisch insgesamt wenig
produktiven Phase auch in seinem Schaf-
fen wider: Bei einem Konzert des über-
wiegend von kommunistischen Beamten
geleiteten Kulturreferats der Wiener
 Polizeidirektion im Wiener Konzerthaus
sollten am 9. September 1945 neben der
5. Symphonie Beethovens auch die von
Wildgans eingerichteten „Freiheitslieder
der Völker“ uraufgeführt werden. Der
Komponist war aber nicht in der Lage,
neben dem bereits vollendeten „Titolied“
weitere Lieder rechtzeitig fertigzu -
stellen.25 Eine vom Leiter der Universal
Edition (UE) Alfred Schlee kurzfristig
angeregte Verschiebung dieses Konzerts
der Wiener Philharmoniker unter Josef
Krips ließ sich nicht realisieren.26

Zunächst als „symphonische Musik“ an-
gekündigt,27 erschienen diese von Schlee
als „künstlerisches Ereignis ersten Ran-
ges“ avisierten „Freiheitslieder der
 Völker“ schließlich im Jahr 1946 bei der
UE als „Lieder der Freiheit“ in fünf Fol-
gen mit jeweils vier Liedern, für die
Wildgans den Klaviersatz erstellt hatte.
Eine initiative Rolle spielte dabei die als
Tänzerin und Choreographin bekannte
kommunistische Künstlerin Hanna Ber-
ger, die in Abstimmung mit dem Referat
für Agitation und Propaganda der KPÖ
 Wien die Herausgabe dieser Lieder der
internationalen ArbeiterInnenbewegung
bei der UE in die Wege leitete.28 Seine
künstlerische Entwicklung befinde sich
nun „in selten konsequenter Überein-
stimmung mit seinen politisch-welt -
anschaulichen Bestrebungen, für die
auch die Erneuerung der Kunst nur Aus-
druck einer das ganze Leben des Einzel-
nen und der Gemeinschaft erfassenden
Neugestaltung bedeutet“, würdigte Desi-
der  Hajas, der Musikkritiker der Öster-
reichischen Zeitung, in einem Portrait
des Komponisten die „Einheit von
Mensch und Künstler“.29

Als die KPÖ zum ersten Jahrestag der
Befreiung Österreichs am 14. April 1946
im Wiener Musikverein ein Festkonzert
mit den Wiener Philharmonikern unter
Krips veranstaltete, erklang neben
Beethovens 9. Symphonie auch eine von
Wildgans eingerichtete Orgelfassung des
Trauermarsches der russischen Revolu -

Weitere öffentliche Aktivitäten von
Wildgans waren darauf ausgerichtet,
nach den Jahren des Hitlerfaschismus
wieder Anschluss an die internationale
musikalische Moderne zu finden. Von
1947 bis 1951 betreute Wildgans ge-
meinsam mit Herbert Häfner die all-
wöchentlich gesendete „Moderne Stun-
de“ im Programm des Wiener Senders
der RAVAG, wobei er für jede Sendung
eine Einführung sprach.19 Im Rahmen
dieser Sendung wurde auf Initiative von
Wildgans u.a. Hanns Eislers Kantate
„Die Mutter“ im Mai 1949 erstmals in
Österreich aufgeführt.20 Am 11. Mai
1949 wurde Wildgans als Nachfolger des
seit 1946 amtierenden Hans Erich Apos -
tel zum Präsidenten der österreichischen
Sektion der IGNM gewählt, nachdem er
bei der Generalversammlung am 15. Ok-
tober 1948 kurzzeitig ganz aus dem Vor-
stand gedrängt worden war.21 Bei einer
Pressekonferenz im Herbst 1949 gestand
Wildgans ein, dass die IGNM „durch eine
gewisse selbstgenügsame Abkapslung
vom großen Publikum“ in der Vergan-
genheit Fehler gemacht habe.22 1961 leg-
te er schließlich sein Präsidentenamt nie-
der, sich gegen „die dort herrschende
Diktatur einer Sekte“ auflehnend, wie
Rubin in einem Nachruf Jahre später die-
sen Schritt von Wildgans interpretierte.23

Wildgans war zwar ein entschiedener
Verfechter zeitgenössischer Musik, des-
sen Kompositionsweise auch vom
Zwölftonprinzip bestimmt war, verließ
aber nie ganz den Boden der Tonalität
und galt nicht als radikaler „Neu töner“.24

1955 wandte er sich auch von den Darm-
städter Ferienkursen ab, bei denen er in
den Vorjahren gelehrt hatte, die nun aber
in seinen Augen zu sehr von der  seriellen
Richtung geprägt wurden.

Aktivitäten für die KPÖ

Neben seinen öffentlichen Ämtern und
Funktionen in der Musikakademie, bei
der Stadt Wien und in der IGNM war

Gestapo-Fotos von Friedrich Wildgans, 1940
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GenossInnen, „die im geistigen Leben
Österreichs stehen, um über theoretische
und aktuelle Probleme zu sprechen“, am
18. September 1946 in seiner Wohnung
in der Waaggasse 6 im 4. Wiener Ge-
meindebezirk stattfand.36 Insgesamt wur-
de Wildgans bis zur Rückkehr Marcel
Rubins aus dem mexikanischen Exil im
Februar 1947 als bedeutendste kommu-
nistische Persönlichkeit in der öster-
reichischen Musiklandschaft betrachtet.

Im Umfeld der KPÖ sind auch die
 Aktivitäten von Wildgans in Freund-
schaftsgesellschaften mit volksdemokra-
tischen bzw. sozialistischen Ländern zu
ver orten: So wurde er am ersten Kon-
gress der Gesellschaft zur Pflege der kul-
turellen und wirtschaftlichen Beziehun-
gen zur Sowjetunion (der späteren Öster-
reichisch-Sowjetischen Gesellschaft)
 Ende September 1946 zum Mitglied des
Vorstands ihrer Musiksektion gewählt,
 deren Hauptaufgabe in der Verbreitung
russischer und sowjetischer Musik in
Österreich gesehen wurde.37 Langjähri-
ger Präsident der ÖSG-Musiksektion
war Joseph Marx. In diesen Jahren
gehörte Wildgans auch dem Vorstand
der 1946 gegründeten Österreichisch-
Polnischen Gesellschaft an.38

Restauration des 
Wiener Musiklebens

Insgesamt war Wildgans im Jahr der
Befreiung und in den Folgejahren einer
der wichtigsten Exponenten des Ver-
suchs einer fortschrittlichen Neugestal-
tung der österreichischen Musikszene,
was zwangsläufig eine Konfrontation
mit den konservativen und reaktionären
Kreisen zur Folge hatte, nicht zuletzt vor
dem Hintergrund der beginnenden Re -
etablierung der ehemaligen Nazis auch
im Bereich der Musik.

Bereits im Herbst 1945 berichtete
Wildgans an Egon Wellesz, dass die
„konservative und reaktionäre Strö-
mung“ in der Musik als „höchst peinlich
retardierendes Moment durch Intrigen
und bürokratische Verschleppung“ wir-
ke.39 Im Sommer 1946 wusste Wildgans
in einem Exposé an Stadtrat Matejka ein-
zuschätzen, dass die überwiegende Mehr-
heit der Vorstandsmitglieder der Gesell-
schaft der Musikfreunde und der Wiener
Konzerthausgesellschaft, der beiden
führenden Musikgesellschaften Wiens,
„rechtsgerichteten und kapitalistischen
Kreisen“ angehöre, „die offensichtlich
darauf abzielen, das gesamte Wiener
Kulturleben unter ihre Aufsicht und in
ihre Hände zu bekommen“ und einen
„gesunden Wiederaufbau eines neuen

österreichischen Staates“ verhindern und
sabotieren würden. Die Atmosphäre, die
im Vorstand der Gesellschaft der Musik-
freunde geschaffen wurde, sei „rein reak-
tionär und kapitalistisch“.40 Auch dem
Komponisten Ernst Krenek, der ebenso
wie Wellesz nicht aus dem Exil zurück-
kehrte, berichtete er ein Jahr später, dass
sich die beiden Konzertgesellschaften „in
den Händen von den alten großkapitalis -
tischen und reaktionären Kreisen“ befän-
den und diese „nur vom Standpunkt der
Konjunktur, Korruption und gesellschaft-
lichen Verpflichtungen aus“ neue Musik
brächten.41 In ähnlichen Worten kritisierte
auch Hugo Huppert die „erzkonservative“
Gesellschaft der Musikfreunde und „ihre
zeitfremde (und geschäftstüchtige) ,patri-
zische‘ Exklusivität“.42 Wildgans empfahl
Matejka vor diesem Hintergrund die Auf-
lösung der aus seiner Sicht unzeit-
gemäßen privaten Konzertgesellschaften
und die Verwaltung von Musikverein und
Konzerthaus durch Kuratorien, die sich
aus Fachleuten und Parteienvertretern
 zusammensetzen sollten.43

Als besonders kritikwürdig erachtete
Wildgans den Einfluss der Dirigenten
Herbert Karajan und Karl Böhm, die
trotz ihrer durch die Nähe zum NS-Regi-
me bedingten Kompromittierung
zunächst wieder hinter den Kulissen die
Fäden zogen, bzw. insgesamt die letzt-
lich „immer stärker werdende Monopoli-
sierung des österreichischen Kunstlebens
durch Männer, die in der Nazizeit
führend waren“.44 Tatsächlich setzten
Wilhelm Furtwängler, Clemens Krauss,
Hans Knappertsbusch, Karajan und
Böhm ihre Karrieren in Österreich fort
und zogen spätestens 1947 „wieder mit
Pauken und Trompeten in das Wiener
Konzertleben“ ein, wie Wildgans im

tion „Unsterbliche Opfer“ mit ihm selbst
an der Orgel.30 Beim Eröffnungskonzert
des 14. Parteitages der KPÖ im Wiener
Musikverein am 29. Oktober 1948 wur-
de neben für diesen Anlass geschaffenen
Werken von Marcel Rubin und Hanns
Eisler auch das von Wildgans kompo-
nierte „Lied von der Reaktion“ (nach
Worten von Oskar Babinek) aufgeführt.
Heinz Hollitscher dirigierte den „Wiener
Arbeiterchor“ der KPÖ.31 Bei der Eröff-
nungsvorstellung des von der KPÖ initi-
ierten Neuen Theaters in der Scala am
16. September 1948, in deren Rahmen
Nestroys „Höllenangst“ dargeboten wur-
de, oblag Wildgans die musikalische Lei-
tung. Als Interpret war Wildgans auch
bei der Goethe-Feier der KPÖ anlässlich
des 200. Geburtstags des Dichters im
Musikverein am 24. Juni 1949 beteiligt,
wo er seine zweite Frau Ilona Steingru-
ber, die er am 30. Dezember 1946 gehei-
ratet hatte und die sich als Interpretin zeit-
genössischer Musik einen Namen machte,
am Klavier begleitete. Die Sopranistin
sang Goethe-Lieder von Hugo Wolf,
Hanns Eisler und Franz Schubert.32 Für
Ernst Fischers im April 1950 in der Scala
uraufgeführtes Schauspiel „Der große
Verrat“ komponierte Wildgans (neben
Toni Stubhan) die Bühnenmusik.33

Im Jahr der Befreiung begann Wild-
gans auch für die von der sowjetischen
Besatzungsmacht herausgegebene Öster-
reichische Zeitung als Musikkritiker und
Musikjournalist zu arbeiten. „Ich möchte
hier nocheinmal betonen, wie sehr es
mich freuen würde, mehr, – vielleicht
 sogar ständig – für das Blatt der Roten
Armee, zu der ich aufrichtige und dank-
bare Sympathie empfinde, zu arbeiten,
wenn Ihnen das recht ist“, schrieb Wild-
gans an Hugo Huppert, den damaligen
Kultur redakteur der Zeitung, nachdem er
ihm einen ersten Beitrag über Anton
 Webern übermittelt hatte.34 Bei den Wie-
ner Landtagswahlen am 25. November
1945 war Wildgans auch auf der Kandi-
datInnenliste der KPÖ zu finden.
Journalis tisch war Wildgans von Okto-
ber 1945 bis Juli 1948 nicht nur für die
Österreichische Zeitung tätig, sondern er
verfasste in den Jahren 1946 bis 1948
auch Musikkritiken für die seit April
1946 von der KPÖ herausgegebene
 Intellektuellenzeitschrift Österreichi-
sches Tagebuch, deren Redaktionskol-
lektiv Wildgans formal bis ins Jahr 1949
angehörte.35 Von der großen Bedeutung,
die Wildgans insgesamt in der Kulturpo-
litik der KPÖ zukam, zeugt die Tatsache,
dass eine vom Kulturreferat der Partei
einberufene erste Zusammenkunft jener

Friedrich Wildgans im Jahr 1931
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 Tagebuch anprangerte.45 Die unbelas -
teten Dirigenten des demokratischen
Wiederaufbaus im Jahr 1945 wie Josef
Krips und Robert Fanta wurden in den
Hintergrund gedrängt. Angesichts dieser
von Wildgans konstatierten „Monopol-
stellung“ der ehemaligen Nazis „im
 Wiener Musikbetrieb, der dadurch weder
an  Lebendigkeit noch an Fortschrittlich-
keit und Niveau“ gewinne,46 soll er in
 einer Unterredung mit dem Dirigenten
Otto Klemperer im Frühjahr 1948 sogar
die Hoffnung auf eine Teilung Öster-
reichs geäußert haben, denn dann werde
„Salzburg das hochnazistische Musik -
zentrum der anglo-amerikanischen West-
zone“, während man im Wiener Musik-
zentrum der sowjetischen Zone die Gele-
genheit habe, die immer noch sabotierten
Dirigenten wie Klemperer und Hermann
Scherchen zu engagieren.47

„Angelegenheit Wildgans“

Der Ausschluss bzw. Austritt von
Fried rich Wildgans aus der KPÖ im Juli
1950 steht im Zusammenhang mit jenen
Spannungen, die aus der Musikresolu -
tion des ZK der KPdSU vom Februar
1948 resultierten, weil deren Inhalt von
der KPÖ zustimmend rezipiert und die
sow jetische Argumentation weitgehend
übernommen wurde,48 Wildgans aber da-
von abweichende ästhetisch-politische
Positionen bezog. Der Beschluss des ZK
der KPdSU kritisierte die „formalis -
tische“, „kosmopolitische“ und „volks-
feindliche“ Musik jenseits des „sozialis -
tischen Realismus“ und erhob Forderun-
gen nach mehr Parteilichkeit, Einpräg-
samkeit und Volksverbundenheit.49 Als
Höhepunkt dieser mit dem Namen And-
rej Schdanow verbundenen Kulturkam-
pagne der Jahre 1946 bis 1948 gerieten
auch die renommiertesten sowjetischen
Komponisten wie Dmitrij Schosta -
kowitsch, Sergej Prokofjew, Aram Chat-
schaturjan und Nikolai Mjaskowskij ins
Kreuzfeuer der Kritik. Hauptangriffsziel
dieser Kampagne war aber die Musik
der radikalen westlichen Moderne, die
als spätbürgerlich-dekadent verurteilt
wurde, vor allem Arnold Schönberg und
die Exponenten dodekaphonischen
Komponierens, was den auch in Tradi -
tion der Zweiten Wiener Schule stehen-
den Wildgans in Bedrängnis brachte. Da
er sich offenbar nicht in der Lage sah,
diese musikpolitische  Linie gegen den
Modernismus zu vertreten, beendete er
1948 seine Mitarbeit an der Österreichi-
schen Zeitung. Auch im Tagebuch
 erschienen fortan keine weiteren Musik-
kritiken von Wildgans.

Kritiken gebracht hätten und er lediglich
in den kommunistischen Zeitungen ver-
rissen worden wäre, obwohl dieser mit-
nichten „formalistisch“ komponiert hät-
te. Politische Vorteile hätten sie beide, so
Steingruber, durch die KPÖ keine genos-
sen, „aber Nachteile genug“.56 Im Jahr
1950 bezahlte Wildgans bis zu seinem
Ausschluss bzw. Austritt auch keine Mit-
gliedsbeiträge mehr für die Betriebs -
organisation Rathaus, jene Basisstruktur
der KPÖ, in der er organisiert war.

Unmittelbarer Anlass für den Aus-
schluss von Wildgans aus der KPÖ war
dessen Konzertreise nach Jugoslawien im
Mai 1950, nach der er sich  öffentlich posi-
tiv über die dortigen Verhältnisse äußerte.
Im Rahmen dieser zweiwöchigen Tournee
hatte Wildgans Konzerte in Ljubljana,
Maribor, Zagreb, Belgrad und Sarajewo
gegeben, anschließend wies er in einem
Interview mit der jugoslawischen Nach-
richtenagentur Tanjug die Behauptungen
der KPÖ über ein angeb liches Polizei -
regime in Jugoslawien zurück.57 Mit
 Genugtuung habe Wildgans feststellen
können, „dass die jugoslawischen Musiker
alle Möglichkeiten für freies Schaffen“
hätten und ihnen im Gegensatz zur
 Sowjetunion niemand vorschreibe, „was
und wie sie schaffen sollen“.58

Vor dem Hintergrund des Bruchs zwi-
schen Stalin und Tito im Jahr 1948 und
der seither laufenden Kampagne des
Kommunistischen Informationsbüros ge-
gen den „Titoismus“ muss für Wildgans
klar gewesen sein, dass seine projugo -
slawische Stellungnahme innerparteilich
nicht ohne Konsequenzen bleiben würde.
Tatsächlich beantragte am 4. Juli 1950 die
Kaderabteilung des Zentralkomitees der
KPÖ den Ausschluss von Wildgans. Zwei
Tage später wurde er vom Sekretariat des
Zentralkomitees „wegen parteifeindlichen
Verhaltens“ aus der Partei ausgeschlos-
sen.59 Im Antrag der Kaderabteilung wur-
de ins Treffen geführt, dass der ideolo-
gisch kaum mit der Partei verbundene
Wildgans seine Mitgliedschaft in der KPÖ
„als Hemmnis für seine berufliche Karrie-
re“ betrachte, die „sein vorwiegendstes
 Interesse“ sei. Damit im Zusammenhang
hätten sich bei ihm zunehmend „partei -
fremde und sogar parteifeindliche“ Auf-
fassungen gezeigt und er habe sich von der
KPÖ entfernt. Mit seiner Erklärung über
Jugoslawien habe er sich nunmehr „offen
gegen die Sowjetunion und gegen die
Kommunis tische Partei – in das Lager der
Gegner des Sozialismus“ gestellt.60

In Reaktion auf seinen Ausschluss, der
zunächst öffentlich nicht kommuniziert
wurde, formulierte Wildgans am 11. Juli

Auch seine verantwortliche Position
bei der IGNM, die von Huppert nun dem
Lager der österreichischen Reaktion und
deren „antidemokratischer und anti -
populärer Musikübung“ zugerechnet
wurde,50 musste in Widerspruch geraten
zur musikästhetischen Ausrichtung von
KPÖ und sowjetischer Besatzungsmacht.
Wildgans trat zwar nicht öffentlich ge-
gen den sowjetischen Musikerlass auf
und wurde auch selbst nie des „Formalis-
mus“ beschuldigt, die Auffassungsunter-
schiede zeigten sich aber Anfang 1949
bei der Gründung der Österreichischen
Gesellschaft für zeitgenössische Musik
(ÖGZM), die im Februar dieses Jahres
unter dem Eindruck der sowjetischen
Musikdiskussion mehr oder weniger als
Gegengründung zur IGNM ins Leben
gerufen wurde. Als Proponenten dieser
überparteilichen Gesellschaft zur „Er-
neuerung der österreichischen Musik“
traten neben Marcel Rubin u.a. auch
 Joseph Marx, Theodor Berger, Alfred
Uhl, Alois Melichar und Franz Salm -
hofer auf,51 womit sich die neue Gesell-
schaft als Bündnis der kommunistischen
Linken mit jenen darstellte, die von spät -
romantischen ästhetischen Positionen
aus der Zwölftonmusik und musikali-
schen Avantgarde distanziert gegenüber-
standen. Wildgans kritisierte das Nahe-
verhältnis der ÖGZM zu den kulturpoli-
tischen Auffassungen der KPÖ, die wie-
derum auf den sowjetischen Beschlüssen
fußten, weshalb er die „Tendenz dieser
Gesellschaft“ ablehnte, so der Kompo-
nist in einem Schreiben an Matejka, das
er in seiner Funktion als Musikkonsulent
an den Stadtrat richtete.52 Von der Arbei-
ter-Zeitung wurde die ÖGZM als kom-
munistisch und „vereingewordener
 Ableger der Kunstkomintern“ denun-
ziert,53 wobei Wildgans parteiintern in
Verdacht geriet, dem Zentralorgan der
SPÖ die Information über eine angeb -
liche Subvention der KPÖ für die
ÖGZM zugeschanzt zu haben.

Anfang 1949 wurden der KPÖ auch
 erste Gerüchte bekannt, dass Wildgans
mit dem Gedanken spiele, aus der Partei
auszutreten, „aber nicht wisse, wie dies
am besten anzustellen sei“.54 Im Novem-
ber 1949 spitzten sich die Spannungen so
weit zu, dass vom Sekretariat des ZK der
KPÖ eine Kommission zur Unter -
suchung der „Angelegenheit Wildgans“
eingesetzt wurde.55 Wenige Tage zuvor
hatte sich Ilona Steingruber in einem
Schreiben an den Komponisten Robert
Schollum darüber beklagt, dass die Wie-
ner Zeitungen über Wildgans’ Bühnen-
musik zu Strindbergs „Kronbraut“ gute
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Rahmenbedingungen
in Betracht zieht, vor
allem die kulturpoli-
tische Zuspitzung des
Kalten Krieges.
Nicht zu vernachläs-
sigen ist der gewalti-
ge Druck, der auf den
mit der KPÖ verbun-
denen bzw. ihr nahe-
stehenden Intellektu-
ellen lastete. So er-
reichte unmittelbar
vor dem Austritt von
Wildgans die von den
Regierungsparteien
lancierte Kampagne
gegen jene Intellektu-
ellen einen ersten
Höhepunkt, die im
Rahmen der öster-
reichischen Friedens-
bewegung mit der
KPÖ zu kooperieren
bereit waren. Der
Österreichische Frie-
densrat wurde in die-
sem Zuge als kom-
munistische Tarn -
organisation ange-
griffen, die nicht-
kommunistischen Intellektuellen, die an
der Friedensbewegung teilnahmen, als
„Kryptokommunisten“ und „Fellow Tra-
vellers“ diskreditiert.67 Es entsprach ge-
wissermaßen der Logik dieser kultur -
politischen Konstellation, dass Wildgans
nach seinem Austritt in eine Position
manövriert wurde, die ihm von seinen
ehemaligen GenossInnen als antikom-
munistisch ausgelegt werden konnte.
Zunächst trat Wildgans im Oktober
1950, also wenige Monate nach seinem
Austritt aus der KPÖ, in die SPÖ ein.68

Kurz darauf wurde ihm von der Öster-
reichischen Zeitung, seinem ehemaligen
Arbeitgeber, vorgeworfen, dass er an
fortschrittliche Komponisten herangetre-
ten sei, um diese dazu zu bewegen, ihre
Unterschrift unter den von der Weltfrie-
densbewegung verabschiedeten Stock-
holmer Appell zurückzuziehen, in dem
für das bedingungslose Verbot der
Atomwaffen eingetreten wurde. Die ÖZ
beschimpfte Wildgans daraufhin als
 „Intrigant“ und als „abgetakelten, zum
Agenten herabgesunkenen Musiker“, der
das Panoptikum der Kriegshetzer „um
eine Jammergestalt“ vermehre.69

„Gefallene Größe“

In einem Brief an Staatsoperndirektor
Franz Salmhofer charakterisierte sich

Wildgans in diesen turbulenten Monaten
als eine „heute abservierte ,gefallene
Größe‘“, die von Österreich „nun wirk-
lich genug“ habe.70 Die folgenden Jahre
standen im Zeichen seines schrittweisen
Rückzugs aus der Öffentlichkeit, nicht
zuletzt vor dem Hintergrund seines sich
verschlechternden Gesundheitszustands.
Infolge eines Schlaganfalls konnte er ab
1954 auch nicht mehr als Klarinettist
auftreten. Wildgans trat in diesen Jahren
weiterhin als Autor in der Österreichi-
schen Musikzeitschrift hervor, erst nach
seinem Tod erschien die deutschsprachi-
ge Ausgabe seiner Monographie über
Anton Webern.71

Das Verhältnis von Wildgans zur KPÖ
normalisierte sich in weiterer Folge: Als
bei der Uraufführung seiner „Eucharis -
tischen Hymnen“ am 14. Juni 1954 durch
die Wiener Symphoniker unter Heinrich
Hollreiser im Wiener Konzerthaus einer
der letzten Konzertskandale Österreichs
perfekt wurde, äußerten sich die kommu-
nistischen Tageszeitungen noch distan-
ziert. Man könne weder die Begeisterung
der einen noch die Entrüstung der ande-
ren verstehen, so der Musikkritiker des
Abend Karl Brix, sondern lediglich den
Irrweg von Wildgans bedauern.72 Von
März bis November 1960 fand im Tage-
buch im Anschluss an einen ablehnenden

1950 ein Austrittsschreiben, das er auch
der Presse zugänglich machte. Dem wie-
derum kam die KPÖ damit zuvor, den
Ausschluss ihrerseits zu veröffentlichen:
Wildgans sei „wegen parteifeindlichen
und parteischädigenden Verhaltens“ aus
der KPÖ ausgeschlossen worden, war
am 15. Juli in einer kurzen Notiz im Zen-
tralorgan zu lesen. Er habe „gerade in der
Zeit, in der die Kriegsgefahr zugenom-
men hat und die faschistische Tito-
 Clique im Auftrag der amerikanischen
 Imperialisten immer neue Kriegsprovo-
kationen auf dem Balkan begeht, Verrat
an der Arbeiterklasse und der Kommunis -
tischen Partei geübt, indem er sich in den
Dienst der Lügenpropaganda Titos stell-
te“.61 Bereits am selben Tag wurde auch
in der Abendausgabe der vom britischen
Informationsdienst herausgegebenen
Weltpresse über den Austritt von Wild-
gans berichtet, wobei er als Hauptgrund
für diesen Schritt jene Gegensätze an-
führte, „die seit der Publikation der kom-
munistischen Musikerlässe vom Februar
1948 zwischen der Partei und mir zu
 immer ernsteren Spannungen geführt
 haben. Es war mir unmöglich, mich mit
den Prinzipien der Musikerlässe zu iden-
tifizieren“,62 so Wildgans.

Die Volksstimme reagierte darauf zwar
mit der Replik, dass sich das Zentralkomi-
tee der KPÖ noch nie mit der Musik von
Wildgans beschäftigt und nie ein Urteil
über ihre Qualität abgegeben habe und
sein Ausschluss insofern nicht „wegen
seiner atonalen, sondern wegen seiner
 titoistischen Lügentätigkeit“ erfolgt sei.63

Die Tatsache, dass Wildgans erst kurz da-
vor die Bühnenmusik zu Ernst Fischers
Anti-Tito-Stück „Der große Verrat“ ge-
schrieben hatte, gibt aber einen Hinweis
darauf, dass es dem Komponisten weniger
um ein Pro-Tito-Votum als um einen Vor-
wand dafür ging, sich von der KPÖ zu lö-
sen, mit der er in musikästhetischen Fra-
gen seit längerem nicht mehr überein-
stimmte. Insgesamt wurde in der bürger -
lichen und sozialdemokratischen Presse
der Ausschluss bzw. Austritt von Wildgans
breit rezipiert und als neuerlicher Beweis
für die „Unvereinbarkeit von Individua -
lismus und Kollektivismus in der KPÖ“64

und als Beleg dafür gewertet, dass der
 Kommunismus „kein freies Kunstschaf-
fen“ zulasse.65 Wildgans habe nun „end-
lich die Konsequenzen“ aus dem „politi-
schen Fehltritt“ im Jahr 1945 gezogen.66

Ungeachtet der großen Bedeutung der
„inneren“ Faktoren, also der musikpoliti-
schen Fragen, wird die Konfrontation
von Wildgans mit der KPÖ erst dann
verständlich, wenn man die äußeren

Friedrich Wildgans (1913–1965)
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Artikel von Dmitrij Schostakowitsch73

die zweite große Diskussion über die
Zwölftontechnik nach 1955 statt, wobei
neben Marcel Rubin und Karl Heinz
Füssl u.a. auch Wildgans um seine Mei-
nung gebeten wurde. Während Rubin sei-
ne ablehnende Haltung zur Zwölfton -
musik verteidigte,74 formulierte Wildgans
eine differenzierte Position zu den „Aus-
wüchse(n)“, die Schönbergs Idee „in letz-
ter Zeit unter der Ägide westeuropäischer
junger Komponisten erfahren“ habe und
aufgrund derer er als ein Komponist, der
diese Technik wiederholt angewandt ha-
be, „niemals für diese Idee“ eingenom-
men werden konnte: „Trotzdem ich also
persönlich dieses  Beginnen junger west -
licher Komponis ten in keiner Weise ver-
stehe und es auch nicht als Musik emp-
finde, daher vom musikalischen Stand-
punkt aus ablehnen muß, bin ich der An-
sicht, daß niemand von uns das Recht hat,
den Weg dieser jungen Komponisten in
eine bestimmte Richtung zu zwingen.“
Seiner Meinung nach habe „jede ernstzu-
nehmende künstlerische Manifestation
das Recht des Kontaktes mit der Öffent-
lichkeit. Es ist notwendig, hier unbeding-
te Freiheit der künstlerischen Anschauun-
gen zu gewährleisten. Ein Ge -
sinnungsterrror – sei es von welcher Seite
immer: von  geschäftlichen Interessen
oder von snobistischen Erwägungen, aber
auch von politischen Ideen aus – wird
von mir stets als schädlich empfunden
und abgelehnt“, so Wildgans.75

Kurz davor – im Februar 1960 – hatten
in Berlin, Hauptstadt der DDR,
 Gespräche mit Friedrich Wildgans und
Ilona Steingruber stattgefunden, in denen
u.a. potenzielle Auftrittsmöglichkeiten
von Steingruber in der DDR besprochen
wurden. Wildgans machte bei dieser
 Gelegenheit den Vorschlag, beim Wie-
ner Volkstheater ein Gastspiel des Berli-
ner Ensembles anzuregen.76 Sein Kompo-
nistenkollege Marcel Rubin würdigte
Wildgans in  einer Gratulationsadresse in
der Volksstimme anlässlich dessen 50. Ge-
burtstags schließlich als „eine der origi-
nellsten und erfreulichsten musikalischen
Persönlichkeiten der österreichischen
 Gegenwart“, dessen Werke sich durch ei-
ne „seltene Kombination von Neuerertum
und Musizierfreude“ auszeichnen.77

Friedrich Wildgans starb am 7. No-
vember 1965 infolge eines Lungen -
infarkts in Mödling, knapp drei Jahre
nach dem frühen Tod seiner Frau Ilona
Steingruber. Seine Werke sind heute mit
Ausnahme der ganz selten aufgeführten
„Eucharistischen Hymnen“ und des
Trompetenkonzerts aus den Konzertpro-

grammen verschwunden. Im Jahr 2002
wurde Wildgans vom ORF in Erinnerung
gerufen, indem eine CD mit Aufnahmen
seiner wichtigsten Werke aus dem ORF-
Archiv herausgebracht wurde. Der für
diese Edition verantwortliche Hannes
Heher, seines Zeichens Vizepräsident des
Österreichischen Komponistenbundes,
charakterisiert Wildgans in einem aktuel-
len Beitrag als eine der „interessantesten
Musiker- und Komponistenpersönlich-
keiten des damaligen Österreich“.78
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richt der Bezirksverwaltung für Staats -
sicherheit Halle hieß es dazu:

„Professor [Franz] Runge (Techni-
sche Chemie) ließ es sich nicht nehmen,
an der faschistischen Kundgebung auf
dem Hallmarkt teilzunehmen, wobei er
seine Sympathie mit den faschistischen
Elementen durch seinen Beifall zum Aus-
druck brachte. Mit Professor Runge
nahm auch Professor [Herbert]
Grötzsch an dieser Kundgebung teil, der
ebenfalls Beifall spendete.“10

Weiteres zu Grötzsch findet man bei
Kühnau, der Folgendes schreibt:

„Mit direkt politischen Äußerungen
hielt er sich in der DDR-Zeit extrem
zurück. [...] Seine übergroße Vorsicht
wurde mir klarer, als ich im Archiv der
Universität Halle in seiner Akte eine
handschriftliche Erklärung vom
29.6.1953 von ihm fand, zu der er offen-
bar genötigt war, nachdem er am Rande
einer Demonstration zum 17. Juni 1953
abends gegen 1/2 7 am Rande des Halle-
schen Hallmarkts beobachtet wurde.
Nach Aussage von Frau Grötzsch wurde
er zum Rektor zitiert, der die damals sehr
heikle Sache mit einem Verweis abbog.“11

Der Fall Hoehnke

Am 5.11.1952 wandte sich Prof. H.
Brandt mit folgendem Brief an Stern: 

„Sehr geehrter Herr Kollege! 
Mein am 15.9. an den Herrn Verwal-

tungsdirektor gerichteter Antrag Herrn
Dr. Hans-Jürgen Hoehnke als Assistent
für Mathematik einzustellen, ist abge-
lehnt worden, trotzdem ich am 28.9. in
einem zweiten Schreiben an den Herrn
Verwaltungsdirektor auf die besondere
Bedeutung des Falles hingewiesen habe.
Weil Sie als derzeitiger Vertreter des
Rektors für Entscheidungen verantwort-
lich zeichnen, bitte ich die Angelegenheit
nochmal zu überprüfen und bemerke
 dazu folgendes: 1. Herr Dr. Hoehnke
gehört zu den besten und am meisten
 befähigten Mathematikern, die nach dem
Krieg hier ausgebildet sind. [...]“

Vom VEB Kabelwerk Vacha, an dem
Hoehnke tätig war, hatte er 1950 folgen-
de Beurteilung erhalten, die der Personal-
abteilung der Universität Halle vorlag:

„Beurteilung des Herrn Dr. Hans-
 Jürgen Hoehnke, geb. am 27.10.25 in
Danzig-Langfuhr, wohnhaft: Vacha
(Rhön), Völkershauserstr. 23

1951 in Halle verteidigte, hat sich als
Brandt-Schüler auf dem Gebiet der so
genannten abstrakten Algebra einen Na-
men gemacht.7 Ihm zu Ehren fand 2008
ein Gedenkkolloquium an der Martin-
Luther-Universität statt, bei dem sein
 Leben und Wirken gewürdigt wurden.

Der Historiker Leo Stern

Leo Stern studierte in Wien Rechtswis-
senschaft, Nationalökonomie und Ge-
schichte. Er trat der Sozialistischen
 Arbeiterjugend, später der SDAPÖ und
schließlich der KPÖ bei. Er emigrierte
1935 aus Österreich zunächst in die
Tschechoslowakei, danach in die So-
wjetunion, wurde dort nach seiner Habi-
litation 1940 a.o. Professor für Neuere
Geschichte. Nach dem deutschen Angriff
auf die Sowjetunion meldete er sich an
die Front und wurde „Österreichischer
Freiwilliger der Roten Armee“. Nach der
Demobilisierung war er Gastprofessor an
der Universität Wien, 1950 erhielt er eine
Berufung an die Martin-Luther-Univer-
sität Halle als Professor für Neuere Ge-
schichte. In Halle übte er u.a. die Funktion
des Prorektors für Gesellschaftswissen-
schaften aus, war stellvertretender Rektor
und ab 1953 Rektor, bis er 1959 abgelöst
wurde. Über sein Leben und Wirken gibt
es eine Reihe von Darstellungen.8

Was hatten nun die Mathematiker
Grötzsch und Hoehnke mit dem Histori-
ker Stern zu tun? Letzterer hatte als
staatlicher Leiter in der ersten Hälfte der
1950er Jahre in den „Fällen“ Grötzsch
und Hoehnke Entscheidungen zu treffen,
auf die ich im Folgenden eingehe.

Der Fall Grötzsch

Der Fall Grötzsch ereignete sich im
Zusammenhang mit dem 17. Juni 1953
an der Martin-Luther-Universität Halle.
Eine Dokumentation über diesen Tag
und die Ereignisse an der MLU findet
man bei Rupieper, der u.a. schreibt: „Bei
der Besprechung des Rektors mit den
Dekanen wurde jedoch auch deutlich,
daß Stern sich bemühte, die aufgeregte
Atmosphäre an der Universität zu beru-
higen [...]“, „Gegner von Stern in der
Universitätsparteiorganisation versuch-
ten später, ihm sein moderates Verhalten
als parteischädigend anzulasten.“9

Wie war Grötzsch am bewussten Tag
in Erscheinung getreten? In einem Be-

I
m Folgenden schildere ich kurz zwei
Begebenheiten, welche die Mathema-
tiker Herbert Grötzsch (1902–1993)

und Hans-Jürgen Hoehnke (1925–2007)
sowie den Historiker Leo Stern (1901–
1982) betreffen. Beide „Fälle“ ereigne-
ten sich zu Beginn der 1950er Jahre in
der DDR.

Vorausschicken möchte ich, dass ich
alle drei Obengenannten persönlich ge-
kannt habe. Leo Stern war mein Vater.
Ich selbst habe in den Jahren 1965 bis
1970 in Halle Mathematik studiert und
hatte das Glück, noch eine Vorlesung bei
Grötzsch kurz vor dessen Emeritierung
zu hören. Später hatte ich Gelegenheit,
im DDR-Algebraseminar, das meistens
in Berlin stattfand, auch Hoehnke
 kennenzulernen. Kopien der im Folgen-
den genannten Dokumente sowie der
Handakte Stern befinden sich bei mir.1

Die Mathematiker 
Grötzsch und Hoehnke

Der große Mathematiker Herbert
 Camillo Grötzsch ist durch seine funda-
mentalen Entdeckungen auf den Gebie-
ten der geometrischen Funktionentheorie
und der Graphentheorie international be-
kannt geworden.2 Im Jahr 1947 wurde
Grötzsch an die Universität Halle beru-
fen. Seit 1959 war er Mitglied der Leo-
poldina und 1967 wurde ihm für sein ma-
thematisches Gesamtwerk der National-
preis der DDR verliehen. Im Jahr 2002
fand anlässlich des 100. Geburtstags von
Grötzsch an der Universität Halle eine
ihm gewidmete Ehrentagung statt.3

Als sich nach dem Zweiten Weltkrieg
die Universitäten wieder öffneten, erwies
sich das seit 1839 bestehende mathema-
tisch-naturwissenschaftliche Seminar der
Martin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg als einer der wesentlichen Kristalli-
sationspunkte auf dem Gebiet der Alge-
bra. Die hier wirkenden Algebraiker H.
W. E. Jung (1876–1953) und H. Brandt
(1886–1954) verliehen bereits im ersten
Jahrzehnt nach dem Krieg dem Namen
der Halle’schen Mathematik wieder Ge-
wicht. Brandt war maßgeblich am Neu-
anfang der halleschen Universität betei-
ligt4 und fungierte als Vizepräsident der
Leopoldina.5 An der MLU Halle fand
1986 eine Algebra-Tagung statt, die dem
100. Geburtstag von Brandt gewidmet
war.6 Hoehnke, der seine Dissertation

Ein Nachtrag zu Leo Stern in der DDR
Bemerkungen über zwei „Mathematikerfälle“ an der Martin-Luther-Universität Halle

Manfred Stern



Hoehnke als Assisten-
ten einzustellen.
6.XI.52 gez. Stern“

Tatsächlich wurde
Hoehnke dann auch
eingestellt und blieb ei-
nige Jahre in Halle, bis
er sich 1956 in Berlin
bewarb. Eine vom
17. Jänner 1956 datier-
te Aktennotiz der Ab-
teilung Kader und Ar-
beit der Deutschen
Akademie der Wissen-
schaften besagt: 

„Bewerbung des Di-
pl.-Math. Hans-Jürgen
Hoehnke, Halle/Saale.

Obengenannter ist
z.Zt. Lehrbeauftragter
an der Martin-Luther-
Universität Halle/Wit-
tenberg.

Bei Durchsicht der
dortigen Personalakte
fiel besonders die Be-
urteilung seiner letzten
Dienststelle (VEB IKA
Vachta/Rhön) auf. [...]

Obwohl diese Beurteilung nicht geeig-
net war, ihn als wissenschaftlichen
Nachwuchs bei der Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg einzustellen,
wurde die Einstellung von einigen Her-
ren Professoren (Namen unleserlich,
Anm.) vorgenommen, da sie der Mei-
nung  waren, daß H. einer der besten
Fachkräfte auf dem Gebiet der Mathe-
matik sei und er dringend gebraucht
wird, auch wenn seine politische und ge-
sellschaftliche Einstellung negativ sei.“

Zusammenfassung

Mein Ziel war es, einerseits auf einen
vielleicht weniger bekannten Aspekt der
neueren Geschichte der Mathematik an
der Martin-Luther-Universität Halle hin-
zuweisen. Andererseits wollte ich das
Bild der Charakterisierungen von Leo
Stern durch die obengenannten beiden
Fälle ergänzen. Die in den Acta Historica
Leopoldina Nr. 36 in der Diskussion be-
handelte „Janusköpfigkeit“12 bzw. die an
anderer Stelle zitierte „Doppelzüngig-
keit“13 von Stern muten angesichts des
folgenden Spektrums etwas schlicht an.

Die Bandbreite der Charakterisierun-
gen von Stern erstreckt sich von Altkom-
munist und Stalinist über Austromarxist
und Trotzkist14 bis hin zu dem Mann,
„der den Traum von einer offenen sozia-
listischen Hochschule erlöschen ließ“.15

Vom Ehrenförderer der Leopoldina „In

Anerkennung seiner Verdienste um die
Wiedereröffnung der Akademie“ (Ur-
kunde der Leopoldina vom 13.10.1977)
und um die „Wiederherstellung einer
guten Zusammenarbeit zwischen der
Martin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg und unserer Akademie“ (Laudatio
des Präsidenten Bethge, 13.10.1977)16

über „anregenden Kopf und fähigen
 Organisator“ bis hin zum „Fluchthelfer“,
„Hochstabler“ (sic!) (Handakte) und
„windigen Burschen“.17 Weitere Ein-
schätzungen (z.B. „Parteifeind“, „Die
Beschlüsse der Universitätsparteileitung
wurden von Prof. Stern nicht ernst ge-
nommen“, „Unterstützung und Förde-
rung reaktionärer Elemente bzw. offener
Feinde unserer Gesellschaftsordnung“,
„feindliche Einstellung gegenüber dem
Ministerium für Staatssicherheit“ u.a.)
finden sich in der Handakte, die über
Stern angelegt worden ist (mit Berichten
von 17 inoffiziellen Mitarbeitern). Eine
umfassende Übersicht über den Inhalt
der Akte nebst einer Analyse findet man
bei Sabrow.18

Einer anderen Charakterisierung
(„Lippenriskierer“) begegnet man in
dem autobiographischen Roman von
Franz Kain:

„Der Parteitag [IV. Parteitag der
SED, 30.3–6.4.1954, Anm.] hatte eine
straffe Regie. Wenn die Diskussion da-
hinzuplätschern begann, stürmte eine
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Ins Werk eingetreten: 26.5.1950.
Fachlich: Dr. Hoehnke ist ein über-

durchschnittlicher Mathematiker und
leistet wertvolle theoretische Arbeit in
der Physik. Seine Einstellung zur Arbeit
ist positiv. Jedoch macht es den Ein-
druck, als ob er nur zum Zweck seines
persönlichen Vorteils willen (Fachl. Ver-
öffentlichung) arbeitet.

Gesellschaftlich: Er ist sehr gottes-
fürchtig. Er beteiligt sich gesellschaftlich
sowie politisch überhaupt nicht. Er wei-
gerte sich sogar, dem FDGB beizutreten.
Erst nach mehreren Diskussionen ent-
schloß er sich, Mitglied des FDGB zu
werden. Bei den Versammlungen hat er
öfters betont, daß er für Marxisten nichts
spenden könne, weil er es mit seinem
 Gewissen nicht vereinbaren kann. Die
Annahme des Aktivistenabzeichens, wel-
ches ihm verliehen werden sollte, hat er
strikt abgelehnt.

Schulbesuch: Verwaltungs- oder Wirt-
schaftsschulen hat er während seiner
Tätigkeit im Werk nicht besucht.

Charakter: In charakterlicher Hinsicht
ist Hoehnke als ehrlich zu bezeichnen.
Durch seine Ehrlichkeit konnten wir in
Diskussionen mit ihm feststellen, daß er
unserem Staat sowie der Wirtschaft in
der heutigen Struktur fern steht.
 Dadurch hat er sich den Unwillen unse-
rer Belegschaft und weiter Kreise der
Bevölkerung zugezogen.

Ausscheidungsgrund: Sein beabsich-
tigtes Ausscheiden geschieht auf eigenen
Wunsch. Wahrscheinlich will er sich
fachlich qualifizieren.

VEB Kabelwerk Vacha
Verwaltung volkseigener Betriebe
IKA 
gez. (unleserliche Unterschrift)“
Auf dieser Beurteilung befindet sich

folgender vom 8.10.1952 datierter
 maschinengeschriebener Zusatz der Per-
sonalabteilung der MLU Halle: 

„Herrn Prof. Stern mit der Bitte um
Entscheidung übersandt. Von Seiten der
PA kann die Einstellung d. Herrn Dr. H.
als wiss. Ass. im Math. Seminar nicht
 befürwortet werden

8.10.52 gez. (unleserliche Unter-
schrift)“

Darunter befindet sich (datiert vom
6. November 1952) folgende hand-
schriftliche Notiz von Stern: 

„Die von Prof. Brandt angeführten
Tatsachen über Dr. Hoehnke, ferner der
Umstand, daß wir hervorragende Fach-
leute unbedingt brauchen, die, wenn sie
gesellschaftlich und politisch noch
zurückgeblieben sind, von uns erzogen
werden müssen, veranlassen mich, Dr.

Leo Stern (1901–1982)
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Gruppe von Kindern in den Saal, es ka-
men Abordnungen aus Betrieben, aus
der Frauenbewegung, Theaterleute und
eine Delegation der Hochschulen. Hier
war der Rektor der Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg, der Österrei-
cher Leo Stern, der Sprecher. Er riskier-
te eine Lippe und erklärte, es sei nicht
notwendig, die Hochschullehrer auf ein
Parteiprogramm hin einzuengen. Walter
Ulbricht schien über diesen Einwurf ver-
ärgert zu sein, denn er meinte später in
einem ,zusammenfassenden‘ Beitrag, es
gehe da nicht um ein Parteiprogramm,
sondern um den Fortschritt und für den
würden doch wohl auch die Hochschulen
und Universitäten eintreten können,
nicht wahr?“19

Zu diesen Rückerinnerungen Kains
passt folgender Schlusssatz aus dem vom
10. September 1954 datierten Bericht des
IM Heinz Jäger in der Handakte Leo
Stern: „Diese Beispiele zeigen, dass es
St. offensichtlich auf ein ,gutes Verhält-
nis‘ zu den bürgerlichen Kräften ange-
legt hat, wobei er in bedenklicher Weise
manchmal die Linie der Politik der Par-
tei verläßt und seine ,eigene‘ Politik
 betreibt.“

Der Verfasser bedankt sich bei Univ.-
Prof. i. R. Dr. Gerhard Oberkofler (Inns-
bruck) für eine Reihe von wertvollen Hin-
weisen und bei Prof. Dr. Reinhard Sieg-
mund-Schultze (Universität Agder, Kris -
tiansand) für hilfreiche Bemerkungen.
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Zwei Neuerscheinungen
über Ernst Busch

Wessen Welt ist die Welt? Ernst
Busch im 21. Jahrhundert, hg. von
der Ernst Busch Gesellschaft. Berlin:
edition
bodoni
2012, 
223 S., 8,–

Ernst
Busch, 
legendä-
rer Schau-
spieler
und Sän-
ger, hat
sich mit
seiner Kunst für eine neue, mensch -
liche Welt eingesetzt, gestritten und
gelitten. Wie stehen wir Heutigen zu
diesem Erbe? Gemeinsam mit der
edition bodoni legt die Ernst Busch
Gesellschaft ein Echo von Nach -
geborenen vor und stellt sich der
Auseinandersetzung mit der Wirk-
samkeit des Künstlers im 21. Jahr-
hundert. Der Band dokumentiert die
Ernst Busch Tage 2010 in Berlin in
Wort und Bild. Darüber hinaus wer-
den neue Erkundungen, Ereignisse
und Forschungen zu Ernst Busch und
seinem Nachleben in unserem Jahr-
hundert vorgestellt. Buschs Auftritte
in Wien sind Gegenstand einer detail-
lierten Recherche. Das Buch ist
Nachklang und Anregung zugleich.
Ernst Buschs künstlerisches und poli-
tisches Wirken bleibt im 21. Jahrhun-
dert aktuell. Bei der Suche nach Ant-
worten auf die Fragen unserer Zeit
wird das Vermächtnis dieses großen
politischen Künstlers gebraucht. 

Bezugsmöglichkeit: ernst-busch-
 gesellschaft@ernst-busch.net

»Lieber Ernesto, lass Dich um -
armen«. Die Korrespondenz zwi-
schen Heinar Kipphardt und Ernst
Busch, hg. von Carola Schramm und
Jürgen Elsner. Hannover: Wehrhahn
Verlag 2012, 220 S., 20,60–

Weit über einhundert Schriftzeugnis-
se, die hier größtenteils erstmals ver-
öffentlicht werden, dokumentieren
den Austausch zwischen Ernst Busch
und dem Schriftsteller und Drama-
turgen Heinar Kipphardt.
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Im April dieses Jahres jährte sich Franz
Mareks Geburtstag zum hundertsten

Mal. Jüngere Jahrgänge, die nach 1969
in die KPÖ eingetreten sind, sind mit
diesem ehemals führenden Kommunis -
ten und kommunistischen Intellektuellen
nicht mehr in Berührung gekommen. Er
wurde im Zuge der fraktionellen Ausein-
andersetzung während der
Krise der KPÖ nach der Nie-
derschlagung des „Prager
Frühlings“ und der Rücknah-
me der Kritik am Einmarsch
der Warschauer Paktstaaten
in die CSSR, wie viele ande-
re namhafte FunktionärIn-
nen, aus der KPÖ ausge-
schlossen bzw. hinaus -
gedrängt, seine Biographie,
weil „Dissident“ und als „Re-
visionist“ abgestempelt, dem
Vergessen anheimgestellt.

Franz Marek gehörte zwi-
schen 1946 und 1969 der
Parteiführung der KPÖ an
und leitete in dieser Zeit das
theoretische Organ der Partei
Weg und Ziel. Nach dem Bruch in der
KPÖ und seinem Ausschluss übernahm er
das ehemalige Intellektuellenblatt der
KPÖ Wiener Tagebuch, das zu dieser Zeit
bereits von einem selbstständigen Verein
herausgegeben wurde, und führte es bis
zu seinem frühen Tod 1979 als unabhän-
giges linkes Monatsmagazin weiter.

Marek verbrachte seine Jugend unter
ärmlichsten Verhältnissen als Ephraim
Feuerlicht im jüdischen proletarischen
Milieu des damaligen Wien. 1934 trat er
zusammen mit Jura Soyfer, mit dem er
eng befreundet war, in die KPÖ ein. Seit
1935 war er Berufsrevolutionär, als er
den damals illegalen Apparat der KPÖ
übernahm. Ab 1936 leitete Marek die
 illegale Agitation der Partei. Nach dem
Einmarsch der Hitlertruppen in Öster-
reich musste er emigrieren und ging mit
dem KPÖ-Vorsitzenden Johann Kople-
nig nach Paris, wo er das Büro der Partei
leitete und mit Erwin Zucker-Schilling
die Nouvelles d’Autriche herausgab. Ab
Jänner 1942 wirkte Marek illegal in Paris
und verantwortete einen Frontabschnitt
der französischen Résistance. Über diese
Zeit schreibt Marek in seinen bisher un-
veröffentlichten Erinnerungen, die im
DÖW aufliegen: „Heute scheint es mir
gewiss, […] daß die Jahre der Illegalität
die glücklichste Zeit meines Lebens war.
Ich dachte oft an die prominenten deut-

schen Kommunisten, […] die ich 1940 in
Südfrankreich getroffen hatte, auf der
Flucht nach Lateinamerika, um sich ,auf-
zuheben‘. Wofür? Wozu leben sie ei-
gentlich, fragte ich mich. Und was ist das
für eine internationale Solidarität, die die
Franzosen allein bluten läßt? Auch ich
hatte ein kubanisches Visum, von meiner

Schwester Netti unter schweren Opfern
gekauft – aber ich dachte nicht daran, da-
von Gebrauch zu machen. Glück und
strengste Konspiration haben dazu ge-
führt, daß diese glücklichsten Jahre der
Illegalität recht viele wurden, ich der
längste ,Illegale‘ Österreichs bin – im-
merhin 6–7 Jahre, nur kurz unterbro-
chen, auch im europäischen Maßstab ei-
ne ,Spitzenleistung‘ – ein ,Spit-
zenglück‘.“ Am 11. August 1944 wurde
Marek von der Gestapo doch noch ver-
haftet und landete in einer Todeszelle,
der er durch die Befreiung von Paris eine
Woche später nur knapp entkam.

Eric Hobsbawm schrieb in seiner Auto-
biographie „Gefährliche Zeiten“ über
Franz Marek: „Wenn ich 1956 nicht aus
der Partei austrat, dann hing das nicht zu-
letzt damit zusammen, daß die Bewegung
solche Männer und Frauen hervorge-
bracht hatte. Ich denke dabei hauptsäch-
lich an einen Menschen, der zu Lebzeiten
kaum Bekanntheit erlangte und heute nur
noch Genossen und Freunden erinnerlich
ist. Ich sehe ihn noch vor mir, klein,
scharfäugig, spöttisch […] es gibt wahr-
scheinlich keinen, für den ich mehr Be-
wunderung empfinde als für diesen Mann
[…]. Ein Mann von seiner starken Intelli-
genz und bemerkenswerten Gelehrsam-
keit hätte ein Denker, Schriftsteller oder
ein hervorragender Hochschullehrer wer-

den können. Er hatte es jedoch vorgezo-
gen, die Welt nicht zu interpretieren, son-
dern zu verändern. Hätte er in einem
größeren Land und zu einer anderen Zeit
gelebt, dann wäre  aus ihm vielleicht eine
bedeutende Persönlichkeit in einem Kom-
munismus mit menschlichem Antlitz ge-
worden […]. Auf seine Weise war er ein

Held unserer Zeit, die eine
schlechte Zeit war und ist.“

Marek selbst schätzte sich
etwas bescheidener ein. In
den schon erwähnten Erin-
nerungen sagt er von sich,
dass er „in Fragen des Mar-
xismus keine große Schuh-
nummer“ gewesen sei, dass
er nur die „Präpotenz der
Stalinzeit variiert“ habe.
„Die Begrenztheit meiner
Begabung war wohl mit ein
Grund, warum ich in der
Stalinzeit glänzen konnte
[…] gewisse Schranken der
Gedankenarbeit waren
ideale Bedingungen für die
Anfälligkeit gegenüber dem

Stalinmythos.“
Auch für Marek bildete der 20. Partei-

tag der KPdSU 1956 einen Wendepunkt.
In der KPÖ wurden Grundfragen der
kommunistischen Bewegung und ihrer
Theorie, wie sie in der Weltbewegung
nach dem Stalinismus immer schärfer
diskutiert wurden, aber nur mit angezo-
gener Bremse und dann mit spitzen Fin-
gern angegangen. Diskussionen in Weg
und Ziel oder im Tagebuch erreichten ei-
nen nur verhältnismäßig kleinen Kreis
von Funktionären und Mitgliedern oder
wurden für andere Auseinandersetzun-
gen instrumentalisiert. Später machte
man der Parteiführung den Vorwurf,
über schon lange bestehende Differenzen
in ihrem Kreis die Masse der Mitglieder
nicht informiert zu haben. 

Jedenfalls war Marek federführend in
der Entwicklung einer politischen Kon-
zeption, die am 19. Parteitag der KPÖ
1965 beschlossen wurde und als „Prä -
eurokommunismus“ bezeichnet werden
kann. Der Kernsatz dieser Plattform laute-
te, daß „die Bereitschaft der arbeitenden
Menschen, die Orientierung auf den fried-
lichen Weg zum Sozialismus zu akzeptie-
ren, weitgehend von der Überzeugung“
abhänge, „daß die sozialistische Revolu -
tion zu den bestehenden demokratischen
Freiheiten und Errungenschaften neue für
sie hinzufügt, ohne die erkämpften und er-

Franz Marek (1913–1979)
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worbenen demokratischen Freiheiten und
Errungenschaften, ohne die bestehenden
persönlichen Freizügigkeiten aufzu -
heben.“ In der Resolution des 18. Partei-
tags (1961) hatte es noch geheißen, „für
den Sozialismus und einen Weg zum
 Sozialismus kämpfen –, das heißt, die
großartigen Errungenschaften des Sozia-
lismus propagieren, seine Überlegenheit
auf wirtschaftlichem und kulturellen Ge-
biet und die sozialistische Demokratie als
eine höhere Demokratie nachweisen“. Die
Akzentverschiebung ist offensichtlich.
Später wertete Marek den 19. Parteitag als
„trügerisch und verspätet“.

Marek orientierte sich immer weniger
am „offiziellen“ Marxismus-Leninismus,
sondern an den Diskussionen und der
Entwicklung in den westeuropäischen
Kommunistischen Parteien, insbesondere
der italienischen KP, zu der er enge Be-
ziehungen pflegte. 1951 kam er erstmals,
nach seinen eigenen Erinnerungen, bei
einem längeren Spitalsaufenthalt nach ei-
nem Autounfall in Italien, mit dem Werk
Antonio Gramscis in Berührung. Aller-
dings erschien sein erster ausführlicher
Artikel, in dem er Gramscis Gedanken-
welt darstellte, erst 1966 in Weg und Ziel.
Bis dahin galt Gramsci vor allem als Held
und Märtyrer der kommunistischen
 Bewegung, Gedenkartikel beschränkten
sich auf biographische Angaben und die
Würdigung seiner Person und seines Wir-
kens für die italienische Partei.

Marek schrieb, warum Gramscis Werk
bis dahin weitgehend unbekannt geblie-
ben war: „In den sozialistischen Parteien
nennt und kennt man ihn nicht, weil es
sich um den Gründer und Inspirator der
italienischen Kommunisten handelt, und
die Kommunisten außerhalb der Italiens
wissen […] recht wenig von den Auffas-
sungen und Überlegungen Gramscis,
weil er der geistige Führer der italieni-
schen Kommunisten war, denen die
Führung der Kommunistischen Interna-
tionale schon bald nach der Gründung
der Partei vorwarf, daß sie zu viel theore-
tisieren, wenn sie Politik machen. Und
schon der erste Kontakt mit den Gedan-
kengängen Gramscis bestätigt, daß diese
auf keinen Fall von der kommunis -
tischen Bewegung in der Stalinzeit ab-
sorbiert hätte werden können.“ 

Immerhin ist zu registrieren, dass die
erste deutschsprachige Auswahl aus den
„Gefängnisheften“ unter dem Titel „Phi-
losophie der Praxis“ erst 1967 und da in
einem nichtkommunistischen Verlag
herauskam. Marek war einer der Ersten,
wenn nicht der Erste, der Gramsci in die
theoretische marxistische Diskussion im

(Nr. 11/1968), kam der „Marxismus-
 Leninismus“ nur unter Gänsefüßchen
vor, was ihm eine Gänsefüßchendiskussi-
on einbrachte. In der Sache bezeichnete
er den „Marxismus-Leninismus“ der
Stalinzeit als „wissenschaftliche Verbrä-
mung des Stalin-Mythos“ und „Pragma-
tismus, der die jeweilige Staatsraison, ob
sie nun räsonabel war oder nicht, als un-
abdingbare Wahrheit und Erkenntnis des
,Marxismus-Leninismus‘ proklamierte.
[…] Kein Wunder, daß es später auch
deshalb zu ideologischen Auseinander-
setzungen kommen mußte, weil es bereits
viele sozialistische Staaten gab, von
Schülern Stalins geführt, mit unterschied-
lichen Staatsraisons. […] Die notwendige
Solidarität der revolutionären Arbeiterbe-
wegung mit dem ersten sozialistischen
Staat war die Grundlage jenes Monoli -
thismus, der zum Wesen des Stalin-
 Mythos gehörte und der sich umso
unerbitt licher gebärdete, je näher die Trä-
ger der Zweifel und der Bedenken stan-
den.“ Und schließlich: „Die jeweilige
Entscheidung wurde so sehr mit dem all-
gemeinen Bewegungsgesetz der ge-
schichtlichen Entwicklung identifiziert,
daß sich jeder Zweifler und Kritiker von
vornherein der lächerlichen Rolle bewußt
sein mußte, der Geschichte ehernem Muß
entgegenzuwirken. Er wurde so ein Ge-
setzesbrecher im doppelten Sinn des Wor-
tes, das eine Mal lächerlich, das andere
Mal verbrecherisch.“ Aber auch Mareks
„Gewissenserforschung“ ergab „keine an-
dere Alternative, die sie [die Kommunis -
ten, Anm.] damals hätten wählen sollen“.

Am 20. Parteitag der KPÖ im Jänner
1969 wurden Marek sowie drei andere
Exponenten in der ersten Abstimmung
aus dem Zentralkomitee hinaus gewählt.
In der Begründung des Ausschlusses
Mareks aus der KPÖ vom 25.11.1970
heißt es u.a.: „Die Schiedskommission
hat sich mit der Entwicklung, die Genos-
se Franz Marek in den letzten Jahren ge-
nommen hat, sehr ernst und gründlich
beschäftigt und ist zu dem Schluß ge-
kommen, daß sich Franz Marek immer
weiter von den Grundsätzen unserer Par-
tei, den Normen einer Kommunistischen
Partei, sowie des proletarischen Interna-
tionalismus, der positiven Einstellung
zur Sowjetunion und den sozialistischen
Staaten entfernt hat. / Franz Marek hat
alle Anstrengungen unternommen, um
Verwirrung in unseren Reihen entstehen
zu lassen und so die Arbeit der Aktivis -
ten, vor allem in der Durchführung von
Aktionen, selbst vor entscheidenden
Wahlen, zu erschweren [...].“

Michael graBer

deutschsprachigen Raum einführte. Dar-
in besteht auch seine Bedeutung über das
Wirken in der kleinen KPÖ hinaus. Nach
Mareks Entfernung aus der KPÖ ver-
schwand auch Gramsci bis 1981 aus dem
theoretischen Horizont der KPÖ.

Da Marek sich weigerte, die Resoluti-
on des 18. Parteitags in Weg und Ziel zu
veröffentlichen, wurde er schon zu die-
ser Zeit nach eigenen Angaben immer
weniger für Referate in den Parteiorga-
nisationen eingesetzt. Seine letzte Rede
vor größerem Publikum war die auf der
letzten großen Kundgebung der KPÖ
1964 auf dem Hauptplatz in Wiener
Neustadt zum hundertsten Jahrestag der
Gründung der Ersten Internationale mit
etwa 5.000 Teilnehmern.

Marek teilte die Illusion, die KPÖ
könnte durch die Wahlempfehlung, die
sie 1966 für die SPÖ abgegeben hatte,
aus der Isolation heraustreten und be-
zeichnete sie in seinen Erinnerungen als
„elastischere Variante“. So schrieb etwa
Erwin Scharf zu dieser Entscheidung
(Weg und Ziel, Nr. 2/1966), dass es die
KPÖ damit verstanden hätte, als politi-
scher Faktor auf die Kräftesituation ge-
genüber den „Rechtsextremen“ einzu-
wirken. Gemeint waren die ÖVP-Politi-
ker Klaus und Withalm. 1966 soll es
auch zu Kontakten zu Rudi Dutschke ge-
kommen sein, die aber in Mareks Erinne-
rungen keine Erwähnung finden.

Obwohl Marek sich selbst eher als Ar-
tikelschreiber einstufte, liegen doch eini-
ge Bücher vor. 1947 erschien „Frank-
reich – von der dritten zur vierten Repu-
blik“, 1966 „Philosophie der Weltrevolu-
tion“ und 1969 und 1970 teilweise zu-
sammen mit Ernst Fischer „Was Marx
wirklich sagte“ und „Was Lenin wirklich
sagte“, Bücher, mit denen das im Zuge
der Studentenbewegung neu erwachte
Interesse an den marxistischen Klassi-
kern gefördert werden sollte und die in
mehreren Sprachen übersetzt und Auf -
lagen herauskamen. In der KPÖ wurden
die Bücher z.T. angegriffen, weil sie eine
von dogmatischen Verkrustungen und
Verkürzungen befreite Sichtweise auf
Marx und Lenin versuchten. Marek sym-
pathisierte mit der Studentenbewegung
und versuchte ihre Intentionen in der
Partei zu vermitteln. Er warnte aber auch
davor, aus der (sozialdemokratischen)
Erstarrung der Arbeiterbewegung den
Schluss zu ziehen, diese gänzlich abzu-
schreiben, wie das vielfach unter den
Antiautoritären der 68er der Fall war.

In einem seiner letzten Artikel in Weg
und Ziel, in dem er sich mit dem der
„Struktur des Stalinmythos“ befasste
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Fragestellung falsch sei: „Einstimmiger
und mehrstimmiger Chorgesang! Wir
können unsere großen politischen und
kulturpolitischen Aufgaben nur erfüllen,
wenn wir uns keiner von den Entwick-
lungsmöglichkeiten der Musik ver-
schließen und alle ihre Formen in den
Dienst unserer Sache stellen“.3 Es war
das schon in den Wochen der Errichtung
der faschistischen Diktatur in Deutsch-

land mit ihren Massenverhaftungen von
Arbeiterfunktionären.

Hanns Eisler schreibt in Nummer 4 des
ersten Jahrgangs (Mai 1931) der Kampf-
musik über „Fortschritte in der Arbeiter-
musikbewegung“. Dort nennt er unter je-
nen Spezialisten, die aus dem bürger -
lichen Lager zur revolutionären Arbei-
terschaft übergegangen sind, ausdrück-
lich den Österreicher Karl Rankl (geboren
in Gaaden bei Wien am 1. Oktober 1898,
gestorben in Salzburg am 6. September
1968).4 Rankl, Kompositionsschüler von
Arnold Schönberg (1874–1951) und
 Anton Webern (1883–1945), war über
Königsberg und Berlin 1931 auf Wunsch
des Intendanten Max Bekker (1892–
1937) als Hauptdirigent an das Hessische
Staatstheater Wiesbaden gekommen und
hat als eines der eingreifenden Mittel im
Kampf gegen die faschistische Gefahr
die politische Musik5 gesehen. Die Wies-
badener Stadtbourgeoisie hatte damals
vergeblich gegen die Ernennung mobili-
siert und in der Wiesbadener Zeitung am
29. Oktober 1931 darauf hinweisen las-
sen, dass Rankl in der kommunistischen
Welt am Abend geschrieben habe: „Jedes
öffentliche Hervortreten eines Arbeiter-
chors muß eine politische Kundgebung

sein. Das Konzert muß verwandelt wer-
den in eine Propagandaveranstaltung für
den revolutionären Kampf.“ Bekker, der
1933 in die USA emigrieren konnte, kal-
mierte, das sei keine politische Mei-
nungsäußerung gewesen, sondern eben
die künstlerische Ansicht von Karl
Rankl. Nach der Machtergreifung der
Nazis musste Karl Rankl Wiesbaden
fluchtartig verlassen, er wurde Opern -
dirigent am Landestheater Graz (bis
1937). Das ist überraschend, weil über
eine Anfrage der Leitung des Kampfbun-
des für deutsche Kultur, Abteilung Mu-
sik, in Wien durch ihre gerade in Weimar
weilende Vorsitzende Annemarie Schnei-
der-Longard, Ehefrau des in Wien tätigen
Exoffiziers, Musikwissenschaftlers und
Artikelschreibers in den Programmheften
der Wiener Philharmoniker Constantin
Schneider (1889–1945),6 an die durch die
Nazis eingesetzte Intendantur in Wies -
baden hervorgeht, dass über Karl Rankl
von den österreichischen Nazis schon
 Erkundigungen eingezogen wurden.7

Karl Rankl ging von Graz als Kapell-
meister an das Deutschen Theater in Prag,
wo er die Weltpremiere des Bühnenwer-
kes mit Musik in zwei Teilen „Karl V.“
von Ernst Krenek (1900–1991) betreute,
das dieser selbst als „enorm schwieriges
Projekt“ eingeschätzt hat.8 Der deutsche
Faschismus holte Rankl in Prag wieder
ein, Rankl konnte mit seiner Partnerin
über die Schweiz und auf dem formal not-
wendigen Umweg über Prag nach Eng-
land fliehen (August 1939), von wo aus
seine Weltkarriere, zuerst als  Direktor des
Royal Opera House Covent Garden,
 begann. In Wiesbaden hat Karl Rankl,
was in der Geschichte der österreichi-
schen Arbeiterbewegung so nicht bekannt
zu sein scheint,9 das Lied „Arbeiter der
Welt erwacht!“ von Joe Hill (1882–1915)
vertont. Ein volkstümliches Lied zur Erin-
nerung an den Gewerkschaftsorganisator
und Arbeitersänger Joe Hill, der von der
US-Reaktion unter falscher Anschul -
digung hingerichtet wurde, hat Paul
 Robeson (1898–1976) interpretiert.

gerhard OBerKOfler

arbeiter der Welt erwacht! (Joe hill).

Musik von Karl rankl. Kampfmusik.

Organ der revolutionären arbeiter-

sänger und -musiker deutschlands.

1. Jg., nr. 2, März 1931.

1. Arbeiter der Welt erwachet! Eure
Stunde ist gekommen! Was ihr schafft,

Zwei Jahre hindurch, von Februar
1931 bis Februar 1933, wurde in

Berlin die Zeitschrift Kampfmusik. Or-
gan der revolutionären Arbeitersänger
und -musiker Deutschlands publiziert,
Redaktion und Zentralversand waren im
Verlag für Arbeiterkultur Berlin C. 25,
Münzstraße 24 erreichbar. Die Zeitschrift
ist in der Staatsbibliothek Berlin und in
der Deutschen Nationalbibliothek überlie-
fert, Mikrofilme besitzt die Universitäts-
bibliothek Oldenburg, solche werden über
Fernleihe freundlicherweise entlehnt.

„Arbeiter-Sänger an die Front“ ist der
Eröffnungsartikel von Hermann Duncker
(1874–1960), der, ein Absolvent des
Konservatoriums in Leipzig, zu den Be-
gründern der Kommunistischen Partei
Deutschlands (KPD) gehört. In Zeiten
des Verbots und der Verfolgung politi-
scher Arbeiterorganisationen sei nicht
zuletzt der Arbeitergesangsverein die
Zuflucht der politisch aktivsten Kräfte
im erwachenden Proletariat geworden.
Dann hätte man außerhalb des Klassen-
kampfes musiziert, jetzt aber müssten die
Arbeitersänger aus ihren Laubengarten
und Träumen in die revolutionäre Arbei-
terbewegung hineinkommen. Inspiriert
wurde die deutschsprachige revolutionä-
re Arbeitermusikbewegung von Hanns
Eisler (1898–1962). Sein Prinzip war,
moderne künstlerisch-technische Mittel
im Klassenkampf einzusetzen. Eisler war
nicht nur Komponist von Kampfliedern,
sondern selbst auch Kämpfer. Georg
Knepler (1906–2003), weltweit geachte-
ter marxistischer Denker und Musikwis-
senschaftler aus Wien, erinnert sich, dass
Eisler bei seinen mehrfachen Besuchen
in der Sowjetunion die sowjetischen
 Arbeiterlieder kennen und schätzen ge-
lernt habe. Insbesondere hätten Eisler die
Lieder des früh verstorbenen Alexander
 Dawidenko (1899–1934) beeindruckt,
„so gut könne, müsse volkstümliche
 Musik sein“.1 Georg Knepler hat nach
seiner Übersiedlung nach Berlin im Win-
ter 1932/33 Eisler erstmals persönlich
getroffen, als er Helene Weigel (1900–
1971) mit dem Klavier bei den „Wiegen-
liedern einer proletarischen Mutter“
 begleitet hatte. In Nummer 1 (Jänner)
und 2 (Februar) des letzten Jahrgangs
(1933) der Kampfmusik hat Knepler die
Frage „Einstimmiger oder mehrstimmi-
ger Chorgesang?“ im Zusammenhang
mit der missverständlichen Parole „Singt
einstimmige Lieder!“ aufgegriffen.2

 Georg Knepler begründet, weshalb diese

Karl Rankl als österreichischer „Musikbolschewist“

Karl Rankl (1898–1968)
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wird euch genommen von den großen
Schweinen die ihr fett gemacht. Wollt ihr
euch denn täglich schinden lassen, bis ihr
euch die letzte Grube grabt? Oder mal die
Bestie an der Kehle fassen, die ihr hun-
gernd aufgepäppelt habt? Steh auf, Pro-
let, erwache! Du wirst ein Rotgardist! Du
weißt, dass deine Sache der Menschheit
Sache ist! Schlag diese Welt in Scherben,
an Hungersnot zu sterben, das ist ein lan-
ger Krampf, gar mancher mag kaputt ge-
hen, doch alle müssen mitgehn – es ist
der letzte Kampf, es ist der letzte Kampf.
2. Alle Eisen die du nietest, kannst du
auch wie nichts zermalmen – nicht ein
Schornstein wird mehr qualmen, nicht
ein Rad mehr rollen, wenn du Halt gebie-
test. Fahren denn die vielen schönen
Schiffe und die Eisenbahnen von allein?
Kennst denn du wohl nicht am besten
 alle Griffe, die man braucht, um Steuer-
mann zu sein? [Refrain:] Steh auf, Pro-

Anmerkungen:

1/ Georg Knepler: Erinnerungen an Eisler, in:

Georg Knepler: Gedanken über Musik. Reden,

Versuche, Aufsätze, Kritiken. Berlin 1980,

S. 46–56, hier S. 51.

2/ Wiederabgedruckt in Knepler: Gedanken

über Musik, S. 116–121. 

3/ Ebd., S. 121.

4/ Die Musik in Geschichte und Gegenwart

(MGG), Personenteil, Bd. 13. Kassel u.a. 20052,

Sp. 1270f. (Nicole Ristow); Walter Pass/Ger-

hard Scheit/Wilhelm Svoboda: Orpheus im Exil.

Die Vertreibung der österreichischen Musik von

1938 bis 1945. Wien 1995, S. 334. 

5/ Artikel „Politische Musik“ in: MGG, Sachteil,

Bd. 7. Kassel u.a. 19972, Sp. 1661–1682

(Hanns-Werner Heister).

6/ ÖBL 10 (1993), S. 373 (Th. Hochradner/

H. Reitterer).

7/ Frau Albina Mayer-Hungershausen vom

 Hessischen Hauptstaatsarchiv hat freundlicher-

weise die gegenständlichen Akten recherchiert

und zur Verfügung gestellt!

8/ Ernst Krenek: Im Atem der Zeit. Erinnerungen

an die Moderne. Wien 2012, S. 1141.

9/ In den im Wiener Stern-Verlag 1952 in vier

Heften herausgegebenen Hundert Kampf- und

Volksliedern kommt dieses Lied nicht vor: Heft

2: Wenn wir schreiten Seit’ an Seit’. Arbeiterlie-

der von Gestern und Heute.

let, erwache! Du wirst ein Rotgardist! Du
weißt, dass deine Sache der Freiheit
 Sache ist! Schieß auf die Menschen-
schlächter! Die Luft wird nicht viel
schlechter durch etwas Pulverdampf! Gar
[manche] mag kaputt gehn, doch alle wer-
den mitgehn – es ist dein letzter Kampf!
3. Nimm den Hebel in die Hand, klappert
nichts in den Scharnieren? Rad und Kol-
ben funktionieren? Dann gib Volldampf
– das Signal ist dir bekannt! Vorne deine
Flaggen rot wie Flammen, so zerstampfst
du Berge aus Beton, und die Welt der
Menschenschlächter bricht zusammen
wie ein alter Pappkarton. [Refrain:] Steh
auf, Prolet, erwache! Du wirst ein Rot-
gardist! Du weißt, dass deine Sache der
Zukunft Sache ist! Steh nicht beiseit und
harre! Noch raucht aus deiner Knarre der
schöne blaue Dampf. Und wirst du auch
kaputt gehen, und morgen nicht mehr
mitgehn – es war dein bester Kampf!

Neuerscheinung

Martin Krenn: „Drum schaff’ den
Schädel mir, den braven...“ Der
 lange Weg des Haydn-Craniums von
Wien nach Eisenstadt. Eisenstadt
2012 (Burgenländische Forschun-
gen, Bd. 104), 144 S., 18,–

Nicht weniger
als 140 Jahre
sollten verge-
hen, ehe das
Cranium des
Komponisten
Joseph Haydn
nach dessen
Tod 1809 mit
seinen Gebei-

nen wiedervereinigt wurde. Ein Lehr-
stück in Bürokratie und Amts intrige
und eine „Gründungsgeschichte“ des
Burgenlandes auf kulturpolitischem
Gebiet, die zum Kräfte messen zwi-
schen Stadt Wien, Gesellschaft der
Musikfreunde, Land Burgenland und
dem Adel in Gestalt des fürstlichen
Hauses Esterházy wurde.

Bezugsmöglichkeit:

ines.illedits@bgld.gv.at



2/13

Rezensionen 25

werden zur prägendsten Periode ihres
Aufenthalts in der UdSSR. Nach dem
Ausbruch des Krieges wird Jergitsch, in-
zwischen Übersetzerin beim deutschspra-
chigen Moskauer Rundfunk, mit der Re-
daktion nach Swerdlowsk am Ural (heute
Jekaterinburg) und schließlich nach Kuj-
byschew (heute Samara) an der Wolga
evakuiert, wo sie und ihr Sohn zwar von
den unmittelbaren Kriegshandlungen,
nicht aber von Hunger und Krankheit
verschont bleiben. Die Befreiung erlebt
sie in Moskau. Im Juli 1946 kehrt sie mit
ihrem Sohn nach Österreich zurück.

Detailliert schildert Beer-Jergitsch den
sowjetischen Alltag der späten 1920er
und der 1930er Jahre, geprägt durch oft
mangelhafte Lebensmittelversorgung,
akute Wohnungsnot, Arbeitslosigkeit
und berufliche Mehrfachbelastung, die
ihren physischen Tribut fordert. Die Hin-
gabe an das kommunistische Ideal und
das vom Kollektivgeist bestimmte All-
tagsleben lassen den harten Existenz-
kampf jedoch als zweitrangig erschei-
nen, fragwürdige politische Entscheidun-
gen werden unter der Prämisse, der Sa-
che zu dienen, akzeptiert. Das Zusam-
menleben auf engstem Raum im Mos -
kauer Wohnhaus „Weltoktober“ erlaubt
der Berichterstatterin einen genauen Ein-
blick in das Milieu der politischen Emi-
granten und Arbeitsmigranten verschie-
denster Nationalität, das sich vom abge-
schlossenen Mikrokosmos der Funk-
tionärselite im berühmten Hotel „Lux“
deutlich unterscheidet. Diesen nicht pro-
minenten Emigranten sind die zahlrei-
chen biografischen Einschübe im Text
gewidmet. Jergitschs Status als allein er-
ziehende und berufstätige Mutter ist übri-
gens nicht ungewöhnlich in der durch
Krieg, Bürgerkrieg und berufliche Mobi-
lität gekennzeichneten sowjetischen Ge-
sellschaft, auch das Familien- und Ehe-
recht war bis 1936 fortschrittlich.

Wie ein roter Faden zieht sich die stei-
gende Bedrohung durch den stalinis -
tischen Terror, der im Jahr 1938 seinen
Höhepunkt erreichte und auch die aus-
ländischen Emigranten und Facharbeiter
in großem Stil erfasste, durch Beer-Jer-
gitschs Erzählung.  In dem paranoiden
Klima der „Wachsamkeit“ gegenüber
„Verrätern“, „Spionen“ und „Volksfein-
den“, in dem jeder noch so banale Irr-
tum, jede noch so harmlose Bemerkung
zur tödlichen Falle werden konnte, war
man stets ängstlich auf der Hut vor mög-
lichem Fehlverhalten. Auch vor der Re-
daktion der DZZ machte die Repression
nicht halt. Dass sie selbst der Verhaftung
entging, begründet Beer-Jergitsch mit

Karin Nusko/Ilse Korotin (Hg.): Im All-
tag der Stahlzeit. 18 Jahre in der UdSSR.
Lilli Beer-Jergitsch (1904–1988).
Lebens erinnerungen. Wien: Praesens
Verlag 2013 (biografia. Neue Ergebnisse  
der Frauenbiografieforschung, Bd. 11),  
219 S., 32,00–

Die im Dokumentationsarchiv des
österreichischen Widerstandes

aufbewahrten, in den 1970er Jahren
verfassten Erinnerungen der österreichi-
schen Kommunistin Lilli Beer-Jergitsch
an ihren achtzehnjährigen Aufenthalt in
der UdSSR fanden bereits in zahlreichen
wissenschaftlichen Arbeiten als zeit -
geschichtliche Quelle Verwendung.
Durch die Herausgabe des vollständigen
Manuskripts werden sie nun einem breite-
ren LeserInnenkreis zugänglich gemacht.

In ihrem knappen Vorwort präsentiert
sich die Berichterstatterin als Zeitzeugin,
die von den dramatischen Ereignissen je-
ner Ära – gemeint sind die politischen
Massenverfolgungen der 1930er Jahre –
verschont geblieben ist. Das eigene
Schicksal wird von vornherein als
 unspektakulär dargestellt und als Teil
des kollektiven Geschehens begriffen,
dessen Überlieferung sich die Autorin in
 erster Linie zur Aufgabe macht.

Die 1904 in eine sozialdemokratische
Familie (ihre Eltern waren Mitbegründer
der Grazer Kinderfreunde) geborene Lil-
li Jergitsch, Absolventin der Erzieherin-
nenschule in Wien-Schönbrunn, findet in
den 1920er Jahren Anschluss an die
kommunistische Bewegung. Arbeitslos
geworden und schwanger von einem
Mann, mit dem sie keine gemeinsame
Zukunft plant, richten sich ihre Hoffnun-
gen auf den sowjetischen Arbeiterstaat,
dessen Strahlkraft Ende der 1920er Jahre
ungebrochen ist. 1928, kurz vor der
 Geburt ihres Sohnes, bricht sie in die
UdSSR auf. Jergitsch arbeitet zunächst
als Redakteurin deutschsprachiger Zeit-
schriften in Pokrowsk (später Engels),
der Hauptstadt der Wolgadeutschen Re-
publik, bevor sie – nach einem kurzen
Aufenthalt in Wien – sich 1930 in Mos -
kau ansiedelt. Dort ist sie – oft gleichzei-
tig – als Übersetzerin, Maschinschreibe-
rin und Bibliothekarin an wechselnden
Arbeitsplätzen beschäftigt, um schließ-
lich in die Redaktion der Deutschen Zen-
tral-Zeitung (DZZ), Organ der in der
UdSSR lebenden Deutschen, einzutre-
ten. Die dreieinhalb Jahre als Übersetze-
rin bei der Zeitung, die prominente
Künstler wie Lion Feuchtwanger, Johan-
nes R. Becher oder Erich Weinert zu
ihren Gästen und Mitarbeitern zählt,

der Auflösung ihres Angestelltenverhält-
nisses nach der Verhaftung ihres Freun-
des Franz Roscher, die sie hätte melden
müssen, um sich nicht als Komplizin
verdächtig zu machen, und dass sie daher
unter den zur Verhaftung vorgesehenen
Personen nicht aufschien. Als pures
Glück erwies sich auch das Nichtzu-
standekommen einer Erzieherinnenstelle
beim ehemaligen Ministerpräsidenten
Rykow, der ebenfalls in die Mühlen der
Verfolgung geriet.

Nüchtern im Stil, dabei mit großer An-
teilnahme, dokumentiert Lilli Beer-Jer-
gitsch das Schicksal der Opfer der „Säu-
berungen“, unter ihnen zahlreiche ihrer
Bekannten und engsten Freunde. Um nur
ein Beispiel herauszugreifen: Der Inge-
nieur Markus Spitz und die Erzieherin
Mia Heybey, die als überzeugte Kommu-
nisten gemeinsam in die Sowjetunion
ausgewandert waren, wurden im Mai
1938 verhaftet. Heybeys „Vergehen“: sie
war als Erzieherin im Haushalt des in
Ungnade gefallenen GPU-Chefs Jagoda
tätig gewesen und hatte es verabsäumt,
diesen zu „entlarven“. Es folgte der Aus-
schluss aus der Kommunistischen Partei,
ihr Mann wurde daraufhin von seinem
Posten im Volkskommissariat für
Schwerindustrie entlassen. Nach der
Verhaftung verliert sich seine Spur. Mia
Heybey verbrachte acht Jahre bei
Schwerstarbeit in einem Lager in
 Kasachstan, anschließend verblieb sie
dort in Verbannung. Erst 1954 konnte sie
nach Österreich zurückkehren. Nach ih-
rer Rehabilitierung suchte Mia Heybey
bei den sowjetischen Behörden um eine
Entschädigung an, die ihr jedoch
zunächst mit der Begründung verweigert
wurde, dass das Paar formell nicht ver-
heiratet war – was bei der Verfolgung
 allerdings keine Rolle gespielt hatte. 

Die Chronik dieser Periode des
„Schreckens“ ist ein bedrückendes Zeug-
nis der von Einschüchterung, Angst,
 Opportunismus und absurden Selbst -
bezichtigungen geprägten Atmosphäre,
beeindruckt aber auch durch Beispiele von
Solidarität und Resistenz, insbesondere
unter den Frauen, deren Männer in den
Gefängnissen und Lagern verschwanden.

Beer-Jergitschs Memoiren, die auch
von ihrer sprachlichen Qualität überzeu-
gen, sind als bedeutende sozialgeschicht-
liche Quelle zu sehen, die einen authen -
tischen Einblick in den sowjetischen All-
tag der späten 1920er bis 1940er Jahre
vermittelt, wie auch in das oft zitierte
„Exil der kleinen Leute“ (Wolfgang
Benz). Trotz der vielfach traumatischen
Erfahrungen fehlt ihrem Bericht selbst in
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der kritischen Distanz der Rückschau
 jede Bitterkeit. Glaubhaft und nachvoll-
ziehbar vermittelt die Autorin ihre Begeis -
terung für das gemeinschaftliche, von ge-
genseitiger Solidarität bestimmte Leben
im Sinn des kommunis tischen Ideals, das,
mochte es von den Machthabern noch so
entstellt werden, von den Menschen an
der Basis als Auftrag und persönliches
Bedürfnis wahrgenommen wurde.

Im Anhang zum autobiografischen
Text veröffentlichen die Herausgeberin-
nen ein von Lilli Beer-Jergitsch aufge-
zeichnetes Gespräch mit Leopoldine
Münichreiter, der Witwe des nach den
Februarkämpfen hingerichteten Schutz-
bündlers Karl Münichreiter, die mit
 Unterstützung der Roten Hilfe in die Sow -
jetunion emigriert war. Kurzbiografien
zu ausgewählten Persönlichkeiten und
ein Personenregister runden den Band ab.

chriStine Kanzler

Heimo Halbrainer/Michael Schiestl
(Hg.): Adolfburg statt Judenburg. NS-
Herrschaft: Verfolgung und Widerstand
in der Region Aichfeld-Murboden. Graz:
Clio 2011, 300 S., 20,–
Werner Anzenberger/Christian Ehetrei-
ber/Heimo Halbrainer (Hg.): Die Eisen-
straße 1938–1945. NS-Terror – Wider-
stand – Neues Erinnern. Heimo Halbrai-
ner: Archiv der Namen. Ein papierenes
Denkmal der NS-Opfer aus dem Bezirk
Leoben. Graz: Clio 2013, 2 Bände im
Schuber, 29,90–

Als Ende des vergangenen Jahrzehnts
überlegt wurde, die vom Verein

CLIO gestaltete, im damaligen Stadtmu-
seum Graz gezeigte erfolgreiche Ausstel-
lung „unsichtbar. NS-Herrschaft: Verfol-
gung und Widerstand in der Steier mark“
ins Stadtmuseum Judenburg zu transfe-
rieren, wurde daraus letztlich nicht nur
eine nahezu neue Ausstellung, sondern
auch ein Buch unter dem Titel „Adolf-
burg statt Judenburg“. Der Titel verweist
auf das Ansuchen des Amtsverwalters an
den „Führer“ in den Tagen nach dem
„Anschluss“, „diese altehrwürdige Berg-
stadt […] von ihrem sie geradezu
schmähenden Namen zu befreien“.
Nachdem Einheimische eine Umbenen-
nung in „Jubelburg“ oder „Adolfburg“
gefordert hatten. Erstmals wird mit die-
sem Werk unter anderem nicht nur der
Prozess der systematischen Vertreibung
und Beraubung der jüdischen Bevölke-
rung in dieser obersteirischen Industrie-
stadt dokumentiert, sondern auch die an-
tisemitische Vorgeschichte und schließ-
lich die Ermordung ungarisch-jüdischer

gemessene Skizze von Zeugen, Tätern
und Opfern“ (Der Standard) auf die Büh-
ne; und bei CLIO erschien das inzwischen
längst vergriffene Buch „Todesmarsch
Eisenstraße 1945. Terror, Handlungs-
spielräume, Erinnerung: Menschliches
Handeln unter Zwangsbedingungen“. 

Es wird häufig übersehen, dass insbe-
sondere der Bezirk Leoben des oberstei-
rischen Industriegebietes ein für die Ge-
schichte des heutigen Österreich äußerst
bedeutsames Gebiet darstellt. Dies
kommt im nun erschienen Buch über die
Region in mehrerlei Hinsicht zum Aus-
druck. Hat es doch in diesem Raum zwar
„nicht die einzige bewaffnete Wider-
standsbewegung in Österreich (gege-
ben), sie war aber wohl die erstaunlich-
ste, zumal sie unmittelbar aus der Bevöl-
kerung heraus und weitgehend ohne
äußere Initiation entstanden war und –
was besonders hervorzuheben ist – nahe-
zu völlig isoliert und auf sich selbst ge-
stellt operierte.“ (Werner Anzenberger in
dem dieser Partisanengruppe gewidme-
ten Kapitel). Und wenn sich der steiri-
sche Gauleiter Uiberreither am 2. De-
zember 1942 zu einem Fernschreiben an
den Höheren SS- und Polizeiführer Er-
win Rösener veranlasst sieht, in dem es
u.a. heißt: „[...] in der inneren Stadt Leo -
ben (wurde) eine kommunistische
Schmieraktion durchgeführt. Beschmiert
wurden das Landratsamt an 8 Stellen mit
Hammer und Sichel und einmal mit
‚Nieder mit Hitler‘, das Haus, in dem die
SS-Standarte untergebracht ist und 3
weitere Wohnhäuser mit Hammer und
Sichel, der Gehweg an drei Stellen mit
Hammer und Sichel oder ‚Heil Moskau‘.
Eine Schmieraktion wie in Leoben ist
seit der Eingliederung der Ostmark im
Gau Steiermark noch nicht vorgekom-
men“, so weist dies ebenfalls auf die be-
sondere Stellung dieser Region hin.

Erstmals umfassend dokumentiert wird
(von Gerald Lamprecht) die Geschichte
jüdischer Leobener im 19. und 20. Jahr-
hundert, so wie auch die justizielle Nach-
geschichte des NS-Regimes der Region
aufgearbeitet wird und in mehreren
 Kapiteln über die Erinnerungskultur und
die Problematik des Erinnerns fundierte
Beiträge Berücksichtigung finden. Zu-
sammen mit dem in einem gesonderten
Band vorliegenden „Archiv der Namen“
als umfangreichem „papierenen Denk-
mal der NS-Opfer aus dem Bezirk
 Leoben“ liegt nun ein regionalgeschicht-
liches Handbuch vor, das nicht nur
 wissenschaftliche Forschungslücken
schließt, sondern in einer auch für Laien
verständlichen Form neue Zugänge des

Zwangsarbeiter im April 1945 durch
 lokale Volkssturmmänner („Todes-
marsch“). Die bis zu dieser Publikation
nahezu unbekannten, erstmals fundiert
beschriebenen Umstände der Mord -
aktion der Jahre 1940/41, die von der
obersteirischen Landes-Siechenanstalt
Knittelfeld ihren Ausgang nahmen, wer-
den bis zur gescheiterten Sühne nach
1945 nachgezeichnet.

Den Herausgebern Heimo Halbrainer
und Michael Schiestl war es offenbar
nicht nur daran gelegen, die verschiede-
nen Facetten der NS-Herrschaft und des
Widerstands in dieser Region für ein
breites Publikum verständlich darzustel-
len, sondern auch wesentliche Aspekte
des Aufarbeitens und Erinnerns nach
1945 nachvollziehbar zu machen (Justiz,
britische Militärgerichtsbarkeit, Erinne-
rungszeichen im öffentlichen Raum).
Den Abschluss des Bandes bilden als
„papierenes Denkmal“ jene teilweise mit
Fotos und mehr oder weniger umfangrei-
che Biographien ergänzten Namen der
bis zu diesem Zeitpunkt erforschbaren
236 Opfer (des politischen Widerstan-
des, des Mauthausen-Außenlagers Bret-
stein, der Deserteure, der Jüdinnen und
Juden, der ausländischen Zwangsarbei-
ter, sowie der NS-Euthanasie).

Dem zweiten, im Jänner des heurigen
Jahres erschienenen und von Werner An-
zenberger, Christian Ehetreiber und Hei-
mo Halbrainer unter dem Titel „Die Ei-
senstraße 1938–1945“ herausgegebenen
Buch ging ebenfalls eine mehrjährige
Vorgeschichte voraus. Nach der von
Heimo Halbrainer verantworteten Wan-
derausstellung „Zwischen den Fronten.
Die Region Eisenerz von 1938–1945“
der Arbeiterkammer-Volkshochschule
und der gleichnamigen Broschüre im
Jahr 2000 wurden zu Beginn dieses Jahr-
tausends verschiedene regionale Initiati-
ven zum Gedenken an den Todesmarsch
ungarischer Jüdinnen und Juden über
den Präbichl angestoßen. Die Stadt
 Eisenerz errichtete nach einem Ideen-
wettbewerb in mehreren Schulen 2004
ein von Jugendlichen gestaltetes Denk-
mal am Präbichl, ein Lehrer eines Leo -
bener Gymnasiums entwickelte mit sei-
nen Schülerinnen und Schülern ein
Theaterstück, das unter dem Titel „Wenn
die Steine weinen“ bei der Denkmal -
enthüllung im Beisein von zwei Überle-
benden des Todesmarsches aufgeführt
wurde, das Grazer Schauspielhaus brach-
te unter dem Titel „Eisenerz-Protokolle“
das nach 1945 am Grazer Landesgericht
abgeführte Strafverfahren gegen verant-
wortliche Täter als „treffsichere und an-
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historischen und politischen Verständ-
nisses eröffnet.

Karl WiMMler

Domenico Losurdo: Stalin. Geschichte
und Kritik einer schwarzen Legende.
Köln: PappyRossa Verlag 2012, 451 S.,
23,60–

Viele der mit dem Namen Stalin ver-
bundenen Auseinandersetzungen

sind für nicht wenige Sozialisten, Kom-
munisten und ihnen Nahestehenden bis
heute mit weithin ungeklärten Fragen
verbunden. Da verspricht es zumindest
Interesse, wenn ein Buch eines nicht als
Speichellecker des Kapitalismus vorbe-
lasteten Autors Abhilfe verspricht. Und
der italienische Philosoph und Publizist
Losurdo liefert tatsächlich eine Reihe
von Fakten und Argumentationen, die
die Dämonisierung Stalins insbesondere
durch Ideologen des westlichen Imperia-
lismus zu erschüttern vermögen. Von ei-
nigen zutreffenden Argumenten gegen
die insbesondere von Hanna Arendt ent-
wickelte Totalitarismustheorie bis zur
Demaskierung einer Reihe von westli-
chen Propagandalügen, die vor allem der
scheinheiligen Tarnung der imperialisti-
schen Verbrechen dienen, kann man Lo-
surdo problemlos folgen.

Es ist hier nicht der Platz, alle Einzel-
heiten und manche allzu platte Stalin-
Apologetik Losurdos unter die Lupe zu
nehmen. So scheint es beispielsweise der
„Ehre“ zu viel für Stalins Nachfolger,
wenn Losurdo sein Werk mit dem Kapi-
tel „Wie man einen Gott in die Hölle
stürzt: Chruschtschows Geheimrede“ be-
ginnt. Abgesehen davon, dass einer be-
reits vergottet worden sein muss, wenn
er als „Gott in die Hölle gestürzt“ wird.
Wo ihn so mancher seiner früheren An-
hänger schon vor dieser Rede gelandet
sah. Aber schon diese erste Fixierung Lo-
surdos auf Chruschtschow rührt in ers ter
Linie daher, dass ihn Stalin nur insoweit
interessiert, als er als Wahrer und Mehrer
des „Reichs des Guten“ in Erscheinung
trat und wirkte. Die von Stalin durchge-
setzte Art und Weise der wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Entwicklung der
Sowjetunion will Losurdo als „einzig
mögliche“, um den Aggressionen westli-
cher Mächte samt dem nazideutschen
Unterwerfungsversuch zu begegnen, ge-
sehen wissen. Die sich auf Marx berufen-
de internationale sozialistisch-kommuni-
stische Bewegung, die drei Jahrzehnte
lang von Stalin dominiert wurde und sich
auf ihn bezog, ist Losurdos Sache nicht,
spielt in seiner Stalin-Apologie keine

Rolle. Noch weniger das Volk, die Völ-
ker. Es sind die „großen Männer“, die in-
teressieren und die Geschichte machen.
Wie Stalin. Deswegen hat Losurdo auch
keine Hemmungen, über manche sowjeti-
schen Umstände Klartext zu reden:
„Zweifellos hat das Konzentrationslager-
Universum, das gleich nach der Oktober-
revolution Form anzunehmen begonnen
hatte, […] eine furchterregende Ausdeh-
nung erlebt.“ (S. 387) Die „1930er Jahre,
die Jahre, in denen sich in der UdSSR der
Stalinsche Terror ausbreitet“ (S. 385);
oder das Jahr 1939, „wo der Terror wütete
und der Gulag sich ungeheuerlich aus-
breitete“ (S. 81).

Mindestens eine Hälfte des Buches
lang vergleicht er die Handlungen Stal-
ins mit jenen Roosevelts, Churchills und
anderer Häupter der westlichen Imperien
bis hin zu Bush jr. und fragt beispiels-
weise: „Sind die Anfänge Churchills
wirklich erbaulicher als die Stalins?“
(S. 317) Schon ein Duzend Jahre zuvor
fragte er: „Auf Grund welcher Logik
kann man also behaupten, die Verbre-
chen Lenins und Stalins seien schlimmer
als jene“? (Flucht aus der Geschichte?
Essen 2000) – Losurdo ist der Verteidi-
ger des „großen Staatsmanns“ Stalin, der
dann sinnigerweise auch auf derselben
Ebene zum Stehen kommt, wie die Füh-
rer des Imperialismus. Und der „als
Staatsmann“ eben so und nicht anders
handeln musste. Mehr noch. Laut Losur-
do seien alle Vorhaltungen, Stalin habe
sich von Marx entfernt, abwegig. Richtig
sei vielmehr, der marxistische Kommu-
nismus habe Stalins korrekten Weg
 behindert: „Es gibt nicht Wenige“, so
Losurdo, „die die Geschichte des aus der
Oktoberrevolution hervorgegangenen
Landes als fortschreitenden ‚Verrat‘ an
den von Marx und Engels ausgearbeite-
ten Ideen interpretieren und beklagen; in
Wahrheit sind es gewissermaßen gerade
diese ‚ursprünglichen‘ Ideen (die mes-
sianische Erwartung einer Gesellschaft
ohne Staat und Rechtsnormen, ohne na-
tionale Grenzen, ohne Markt und ohne
Geld, letztendlich ohne wirklichen Kon-
flikt), die eine unglückselige Rolle ge-
spielt haben, weil sie den Übergang zu
einem Zustand der Normalität behindert
[…] haben.“ (S. 404) Losurdo erinnert
damit frappant an jenen Historiker aus
meiner Studentenzeit an der Grazer Uni-
versität, der (einer der wenigen mit –
bürgerlichem – Format), ebenfalls über
den großen Staatsmann Stalin nichts
kommen ließ (und seine innerparteili-
chen Gegner geringschätzte). Dass der
greise Professor Alkoholiker war, mach-

te ihn mir sympathisch. Dass er Monar-
chist war, auch  irgendwie. Zur Ent-
schlüsselung und Kritik der „schwarzen
Legende“ eignete er sich nicht.

Karl WiMMler

Bruno Böröcz 70 Jahre

Am 8. April dieses Jahres feierte
 Bruno Böröcz (Eisenstadt), langjähri-
ges Mitglied und Förderer der Alfred
Klahr Gesellschaft, unter großer
 Anteilnahme seiner Freunde und
 politischen Weggefährten seinen
70. Geburtstag.

Geboren im Jahr 1943 im nordbur-
genländischen Winden am Neusied-
ler See als zweiter Sohn des späteren
burgenländischen KPÖ-Landesob-
manns Vinzenz Böröcz, ist Bruno
Böröcz seit seiner frühen Jugend po-
litisch aktiv – bereits 1950 sammelte
er als damals jüngster Friedensakti-
vist des Landes Unterschriften für
den „Stockholmer Appell“ zur Äch-
tung des von den USA initiierten nu-
klearen Wettrüstens. Der unermüd -
liche Antifaschist und kompromiss -
lose Kämpfer für den gesellschaftli-
chen Fortschritt und den Sozialismus
ist damit seit über sechs Jahrzehnten
eine nicht wegzudenkende Stimme in
den Reihen der österreichischen Ar-
beiterbewegung. Im Jahr 2010 wurde
er eingedenk seiner großen Verdien-
ste zum Ehrenobmann des burgen-
ländischen KZ-Verbandes gewählt.

Weit über den Kreis seiner politi-
schen Mitstreiter hinaus ist Bruno
Böröcz zudem als Vermittler, Aus-
kunftsperson und großzügiger Unter-
stützer der Forschung zur burgenlän-
dischen Zeitgeschichte bekannt. Da-
neben ist er ein steter Mahner gegen
das Vergessen: gegen das Vergessen
jener Menschen, die ihr Leben für
die Errichtung eines freien und
 demokratischen Österreich geopfert
haben, gegen die nur zu oft und zu
gern von offizieller Seite getätigte
Ausblendung des Beitrages der öster-
reichischen und internationalen
 Arbeiterbewegung an der Errichtung
dieses freien Österreich, gegen die
Verklärung von ausgewiesenen
 Faschisten zu „Mitläufern“. 

Der Vorstand der Alfred Klahr
 Gesellschaft gratuliert unserem Mit-
glied Bruno Böröcz herzlich zu sei-
nem runden Geburtstag und wünscht
hiermit: ad multos annos, Bruno! 
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Buchpräsentation

Karl Steinhardt:

Lebenserinnerungen

eines Wiener Arbeiters

Vortrag von Manfred Mugrauer

(Herausgeber, Alfred Klahr Gesellschaft)

Lesung: Irene Filip

Gespräch mit Ewa Steinhardt

www.klahrgesellschaft.at

– Sämtliche Beiträge aus den „Mitteilun-
gen“ 1994–2013 im Volltext.

– Übersicht über aktuelle und bisherige
Veranstaltungen der AKG seit 1993.

– Bibliographie zur Geschichte der Kom-
munistischen Partei Österreichs.

– Publikationen der ALFRED KLAHR

 GESELLSCHAFT und Bestellmöglichkeit.

Karl Steinhardt: Lebenserinnerungen eines Wiener Arbeiters
hg. und eingeleitet von Manfred Mugrauer

Wien: Alfred Klahr Gesellschaft 2013 (Biografische Texte zur Geschichte
der österreichischen Arbeiterbewegung, Bd. 7)
320 Seiten, mit 39 Abbildungen und Fotos, 15,– Euro

Im Jänner 2013 jährte sich zum 50. Mal der Todestag von Karl Steinhardt
(1875–1963), einer bedeutenden Persönlichkeit der österreichischen und in-

ternationalen ArbeiterInnenbewegung. Als Buchdruckerlehrling gehörte
Steinhardt zu den Pionieren der österreichischen ArbeiterInnen- und Gewerk-
schaftsbewegung.  Er war Teilnehmer an der ersten Maidemonstration in
 Wien im Jahr 1890 und am großen Buchdruckerstreik des Jahres 1891. Im
 November 1918 war er einer der  Mitbegründer der Kommunistischen Partei
Österreichs. Nach der Befreiung Wiens im April 1945 amtierte er als Wiener
Vizebürgermeister und Stadtrat für das Wohlfahrtswesen. International ist er
vor allem durch sein Auftreten am Gründungskongress der Kommunistischen
Internationale im März 1919 in Moskau bekannt, als auf seinen Antrag hin die
Komintern ins Leben gerufen wurde. 1920 und 1921 war er Delegierter am

2. und 3. Weltkongress und zwi-
schen diesen beiden Kongressen
als Parteienvertreter der KPÖ in
Moskau auch Mitglied des Exe -
kutivkomitees der Kommunis -
tischen Internationale.

Anlässlich seines 50. Todes -
tages veröffentlicht die Alfred
Klahr  Gesellschaft Steinhardts im
Jahr 1950 geschriebene „Lebens -
erinnerungen eines Wiener Arbei-
ters“ als Band 7 der Reihe „Bio-
grafische Texte zur Geschichte der
österreichischen Arbeiterbewe-
gung“. Ihnen vorangestellt ist ein
einleitender biographischer Abriss
von Manfred Mugrauer.

Bestellmöglichkeit:

klahr.gesellschaft@aon.at

Karl Flanner (1920–2013)

Die Alfred Klahr Gesellschaft trau-
ert um ihr langjähriges Mitglied
Karl Flanner, der am 2. Juni ver-
storben ist. Flanner war seit seiner
Jugend in der ArbeiterInnenbewe-
gung aktiv. Sechs Jahre lang war er
in den Konzentrationslagern Dach-
au und Buchenwald inhaftiert. Als
Funktionär der KPÖ war er von
1946–55 und 1960–71 Mitglied des
Wiener Neustädter Gemeinderates.
Er war Gründer und langjähriger
Leiter des Industrieviertel-
 Museums und Autor zahlreicher
zeitgeschichtlicher Bücher.


